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            »Regierbar (gouvernable), Adjektiv (Neologismus): was regiert werden kann. Bsp.: Dieses Volk ist nicht regierbar.«
            

            Complément au Dictionnaire de l’Académie française (1839)1

         

         Solche Zeiten sind bekannt. Die Zeichen trügen nicht. Dergleichen hat man bereits
            am Vorabend der Reformation oder der russischen Oktoberrevolution beobachten können,
            versichert der kalifornische Ingenieur und »Futurologe« Willis W. Harman, für den alle Indikatoren auf das Bevorstehen eines schweren Erdbebens hindeuten,
            darunter die Zunahme von »Geisteskrankheiten, Gewaltverbrechen, Phänomenen sozialer
            Spaltung; der häufigere Rückgriff auf die Polizei, um Verhaltensweisen zu kontrollieren,
            die wachsende Akzeptanz hedonistischer (vor allem sexueller) Verhaltensweisen […],
            der Anstieg von Zukunftsängsten […], der Vertrauensverlust in die Institutionen, ob
            Regierung oder Unternehmen, das Gefühl, dass die Antworten der Vergangenheit nicht
            mehr taugen«.2 Kurzum, die »Legitimität der Gesellschaftsordnung in den Industriestaaten selbst«
            stünde zur Disposition, warnte er 1975.
         

         Und tatsächlich wurde überall aufbegehrt. Kein Herrschaftsverhältnis blieb verschont:
            Verweigerung der Geschlechterhierarchie, der Kolonialordnung, der Rassen-, Klassen-
            und Arbeitsbeziehungen, Renitenz in den Familien, den Universitäten, Armeen, Betrieben,
            Büros und auf der Straße. Nach Auffassung Michel Foucaults wurde man Zeuge der »Entstehung einer Regierungskrise«, in dem Sinne, dass
            »sämtliche Prozeduren, mit denen die Menschen einander führen, […] in Frage gestellt
            worden« sind.3 Was sich zu Beginn der 1970er Jahre ereignete, war, nach späterer Ergänzung, eine »Krise der Regierbarkeit, die
            der Wirtschaftskrise vorausging«,4 eine »›Krise der Regierbarkeit‹ auf der Ebene der Gesellschaften wie auf der der
            Unternehmen«,5 eine »Krise der disziplinarischen Regierbarkeit«,6 die große Veränderungen der Machttechnologien ankündigte.
         

         Bevor sie allerdings von der kritischen Theorie aufgegriffen wurde, war diese Idee
            bereits von konservativen Intellektuellen formuliert worden. Sie entsprach ihrer Art,
            die laufenden Ereignisse zu interpretieren, die Situation zu problematisieren. Die
            Demokratie, so Samuel Huntington in einem berühmten Bericht der Trilateralen Kommission, auf den noch detailliert
            einzugehen sein wird, unterläge einem »Problem der Regierbarkeit«: Ein Aufbegehren
            der Massen untergrabe überall die Autorität und überfordere den Staat mit seinen endlosen
            Forderungen.
         

         Die Worte »gouvernabilité«, »governability« und »Regierbarkeit« waren nicht neu. Man
            gebrauchte sie teilweise bereits im 19. Jahrhundert, um zum Beispiel die »Steuerbarkeit« eines Schiffes zu bezeichnen oder
            die »Stabilität und Lenkbarkeit« eines Luftschiffs, aber auch die Lenkbarkeit eines
            Pferdes, eines Menschen oder eines Volkes. Der Begriff steht somit für eine immanente
            Eigenschaft des zu lenkenden Objekts, seine Bereitschaft, sich leiten zu lassen, die
            Fügsamkeit oder Formbarkeit der Regierten. Unregierbarkeit bezeichnet demnach umgekehrt
            eine Tendenz zur Widerspenstigkeit, einen Geist der Insubordination, eine Weigerung,
            regiert zu werden, zumindest »nicht so und nicht dafür und nicht von denen da«.7 Allerdings ist dies nur eine Facette des Begriffs, nur eine der Dimensionen des Problems.
         

         Denn Regierbarkeit ist ein komplexes Vermögen, das zwar auf Seiten des Objekts eine Bereitschaft voraussetzt, sich regieren zu lassen, aber auch auf der anderen, der Seite des Subjekts,
            eine Fähigkeit zu regieren. Meuterei ist nur eine Möglichkeit. Eine Situation der Unregierbarkeit
            kann auch aus einer Störung oder einem Versagen des Regierungsapparats entstehen,
            obwohl die Regierten sich als fügsam erweisen. Eine Lähmung der Institutionen kann
            zum Beispiel aus etwas anderem resultieren als einer Bewegung zivilen Ungehorsams.
         

         Grob gesagt kann eine Krise der Regierbarkeit zwei große Polaritäten haben, unten,
            bei den Regierten, oder oben, bei den Regierenden, und zwei große Modalitäten, Revolte
            oder Versagen: Rebellische Regierte oder ohnmächtige Regierende – beide Aspekte können
            sich natürlich kombinieren. »Erst dann«, führte Lenin aus, »wenn die ›Unterschichten‹ das Alte nicht mehr wollen und die ›Oberschichten‹
            in der alten Weise nicht mehr können«, sei eine »Regierungskrise« geeignet, in eine
            revolutionäre Krise umzuschlagen.8

         Die konservativen Theorien zur Krise der Regierbarkeit aus den 1970er Jahren stellten ebenfalls eine Beziehung zwischen diesen beiden Aspekten her. Zwar
            glaubten die Autoren nicht, am Rande einer Revolution zu stehen, machten sich aber
            dennoch Sorgen über eine politische Dynamik, die ihnen verhängnisvoll erschien. Das
            Problem war nicht nur, dass die Leute aufbegehrten oder die Regierungsapparate überfordert
            seien, sondern dass diese Defekte und diese Revolten sich gegenseitig überlagerten
            und auf diese Weise zu einer gefährlichen Belastung des Systems würden.
         

         Foucault kannte den Bericht der Trilateralen Kommission über die »Regierbarkeit der
            Demokratien« und erwähnte ihn zur Illustration dessen, was er persönlich lieber als
            eine »Krise der Gouvernementalität«9 bezeichnete: keine bloßen »Aufstände des Verhaltens«,10 sondern eine Blockade des »allgemeinen Dispositivs der Gouvernementalität«,11 und dies aus endogenen Gründen, die nicht auf die Wirtschaftskrisen des Kapitalismus
            reduzierbar, wenngleich mit diesen verbunden waren. Was seiner Meinung nach ins Stocken
            geriet, war die »liberale Regierungskunst«,12 worunter man nicht – denn das wäre ein Anachronismus – den herrschenden Neoliberalismus
            verstehen darf, sondern vielmehr das, was man inzwischen als »eingebetteten Liberalismus«
            bezeichnet, eine Art wackliger Kompromiss zwischen Marktwirtschaft und keynesianischem
            Interventionismus. Aufgrund seiner Untersuchung ähnlicher Krisen in der Geschichte
            gelangte Foucault zu der Prognose, dass aus dieser Blockade etwas Neues entstehen würde, angefangen
            mit einer grundlegenden Neuordnung der Regierungskunst.
         

         Ist die Gesellschaft unregierbar, dann doch keineswegs per se, sondern, um eine Formulierung des saint-simonistischen Ingenieurs Michel Chevalier aufzugreifen, »unregierbar in der Art, wie man sie heute regieren möchte«.13 Das ist ein klassisches Thema dieser Art von Diskurs: Es gibt keine absolute, sondern
            nur eine relative Unregierbarkeit. Und genau auf diesem Unterschied beruhen die Daseinsberechtigung,
            der eigentliche Gegenstand und die wesentliche Herausforderung jeglicher Regierungskunst.
         

         In diesem Buch untersuche ich diese Krise in der Form, wie sie in den 1970er Jahren von denen wahrgenommen und theoretisch konzipiert wurde, die sich bemühten,
            die Interessen der »Wirtschaft« zu verteidigen. Im Gegensatz zu einer »Geschichte
            von unten« handelt es sich hier also um eine »Geschichte von oben«, geschrieben aus
            der Sicht der herrschenden Klassen, und zwar vorrangig der Vereinigten Staaten, die
            zu dieser Zeit das Epizentrum einer umfassenden geistig-politischen Mobilmachung waren.
         

         Nach der Beschreibung von Karl Polanyi reagierte die Gesellschaft auf die Expansion des »freien Marktes« mit ihren
            zerstörerischen Auswirkungen historisch gesehen mit einer umfassenden Gegenbewegung
            zum Schutz ihrer selbst – eine »zweite Bewegung«, die, so seine warnenden Worte, »letztlich
            mit der Selbstregulierung des Marktes und damit dem Marktsystem selbst unvereinbar«
            war.14 Zu einer derartigen Schlussfolgerung gelangten auch die organischen Intellektuellen
            der Wirtschaftswelt in den 1970er Jahren: Das gehe alles zu weit, und wenn die aktuellen Trends anhielten, würden
            sie zur Zerstörung der »freien Marktwirtschaft« führen. Was in diesem Jahrzehnt begann,
            war eine dritte Bewegung, eine große Reaktion, in deren Bann wir immer noch stehen.
         

         Ich will die Bildung dieser Gegenbewegung hier aus philosophischer Sicht betrachten,
            indem ich eine Genealogie ihrer zentralen Konzepte und Problemstellungen entwerfe,
            anstatt auf empirische Weise ihre institutionelle, soziale, ökonomische oder politische
            Geschichte zu schreiben. Die Einheit meines Gegenstandes beruht gleichwohl nicht auf
            einer Doktrin (dies ist keine neue Ideengeschichte des Neoliberalismus), sondern auf
            einer Situation: Ich werde bei erkennbar gewordenen Spannungen, real ausgebrochenen
            Konflikten ansetzen, um zu untersuchen, wie sie thematisiert, welche Lösungen ins
            Auge gefasst wurden. Ich versuche, ein Denken im Prozess seines Entstehens zu erfassen,
            seine Anstrengungen, die Intentionen, die ihm zugrunde lagen, aber auch die Unstimmigkeiten,
            Widersprüche und Aporien, denen es begegnete.
         

         Die Herausforderung dieser konzeptuellen Arbeit, die seinerzeit begann, bestand nicht
            nur darin, neue Legitimationsdiskurse für einen umstrittenen Kapitalismus zu produzieren,
            sondern ebenso sehr darin, Theorieprogramme und Praxisideen zu formulieren, die darauf
            abzielten, die Ordnung der Dinge umzugestalten. Diese neuen Regierungstechniken, deren
            Entstehung ich hier nachzeichnen möchte, sind heute immer noch wirksam. Worauf es
            bei dieser Analyse ankommt, ist also ein besseres Verständnis unserer Gegenwart.
         

         Diese dritte Bewegung ist beileibe nicht auf ihre neoliberale Variante in einem doktrinären
            Sinne reduzierbar. Viele der Verfahren und Mechanismen, die für das heutige Regieren
            maßgeblich geworden sind, standen nicht in den Texten der Gründerväter des Neoliberalismus,
            sofern sie nicht im diametralen Gegensatz zu deren Thesen eingeführt und vertreten
            wurden. Unser Zeitalter ist zwar ein neoliberales, aber dieser Neoliberalismus ist
            ein hybrides Produkt, ein eklektisches, in vielen Aspekten widersprüchliches Ganzes,
            dessen eigentümliche Synthesen nur aus der Geschichte der Konflikte erklärbar sind,
            die ihre Entstehung prägten.
         

         Diese Krise der Regierbarkeit hatte zahlreiche Facetten – ebenso viele, wie es Machtbeziehungen
            gibt. Ihnen entsprachen, auf jedem Gebiet, spezifische »Gegenreaktionen«. Ich konzentriere
            mich hier auf die Krise, die das Unternehmen, in seiner Eigenschaft als Privatregierung, betraf.
         

         Diese Wahl des Gegenstandes ist, abgesehen von den nach wie vor aktuellen Problemen,
            die im Laufe der Kapitel auftauchen werden, durch ein spezifischeres Anliegen begründet.
            Einerseits ist das Großunternehmen eine der dominierenden Institutionen der heutigen
            Welt, andererseits ist die Philosophie immer noch schlecht gerüstet, wenn es darum
            geht, es gedanklich zu erfassen. Zu ihrem überlieferten Traditionsbestand gehören
            vor allem Theorien der Staatsmacht und der Souveränität, die auf das 17. Jahrhundert zurückgehen. Sie verfügt seit langem über Abhandlungen zu den politisch-theologischen
            Organen – aber über nichts Vergleichbares zu den sozusagen »politisch-körperschaftlichen«
            Organen.
         

         Und wenn sie sich dann endlich dem Thema zuwendet und es zum Beispiel, verspätet,
            in ihre Lehre aufnimmt, geschieht das häufig auf die schlimmste Weise, nämlich indem
            sie einen an Business Schools produzierten dürftigen Diskurs über Geschäftsethik und
            unternehmerische Sozialverantwortung wiederkäut. Die Philosophie, nicht mehr als Dienerin
            der Theologie, sondern des Managements.
         

         Es ist höchste Zeit, stattdessen eine kritische Unternehmensphilosophie zu entwickeln.
            Dieses Buch ist nur eine Vorarbeit in diese Richtung, eine historisch-philosophische
            Studie zu einigen der Zentralkategorien des herrschenden ökonomischen und unternehmerischen
            Denkens, die heute florieren, ohne dass noch bekannt wäre, welche Konflikte und Absichten
            für ihre Entstehung ausschlaggebend waren und nach wie vor ihre Bedeutung prägen.
         

         Dieses Buch folgt den verschiedenen Achsen, die in ihrer Überschneidung jene Regierbarkeitskrise
            des Unternehmens konstituierten, wie sie seinerzeit thematisiert wurde. Für die Apologeten
            der Wirtschaftswelt verkörperte jede von ihnen eine neue Herausforderung, eine neue
            Front, an der es tätig zu werden galt.
         

         
            	
               Ein Unternehmen ist ein Gebilde, das zunächst einmal Arbeiter regiert. Zu Beginn der
                  1970er Jahre sah sich das Management mit massiven Disziplinlosigkeiten seitens der
                  Arbeiterschaft konfrontiert. Wie sollte man darauf reagieren? Wie die verloren gegangene
                  Disziplin wiederherstellen? Wenn die alten Methoden überholt waren, wie konnte dann
                  eine neue Kunst, die Arbeit zu regieren, aussehen? Verschiedene Strategien wurden
                  erwogen und debattiert. (Teil I)
               

            

            	
               Wenn man die vertikale Hierarchieachse weiter nach oben geht, tritt eine zweite Krise
                  in Erscheinung, dieses Mal im Verhältnis zwischen Aktionären und Betriebsleitern.
                  Angesichts dessen, dass die Manager, die in Aktiengesellschaften zu bloßen Sachwaltern
                  fremder Angelegenheiten geworden sind, möglicherweise nicht mehr das gleiche Interesse
                  wie die einstigen Eigentümer-Unternehmer an der Maximierung der Profite haben, machten
                  sich manche Sorgen über einen mangelnden Eifer ihrerseits, ja schlimmer noch, über
                  eine »Managerrevolution«. Wie konnten die Manager diszipliniert werden? Wie sollte
                  man sie auf den Shareholder-Value verpflichten? (Teil II)
               

            

            	
               Gleichzeitig tauchten links und rechts, im sozialen und politischen Umfeld der Firmen,
                  ganz neue Gefahren auf. Auf Grundlage einer wachsenden kulturellen und politischen
                  Ablehnung des Kapitalismus griffen neue Bewegungen die Konzernleitungen direkt an.
                  Wie sollte man auf das reagieren, was als »Angriff auf die freie Marktwirtschaft«
                  wahrgenommen wurde? Über die richtige Strategie wurde heftig gestritten. (Teil III)
               

            

            	
               Als diese »Angriffe« sich ausweiteten und eine internationale Dimension annahmen,
                  insbesondere mit den ersten großen Boykottaktionen gegen multinationale Konzerne,
                  wandten sich die Firmen neuen Beratern zu. Wie sollte man nicht nur mit den eigenen
                  Beschäftigten fertig werden, sondern obendrein mit unternehmensfremden Kritikern und
                  über sie hinaus mit einem derart unruhig gewordenen »sozialen Umfeld«? Neue Ansätze
                  und Konzepte wurden ersonnen. (Teil IV)
               

            

            	
               Vor allem auf Initiative der entstehenden Ökobewegung wurden neue Sozialauflagen und
                  Umweltvorschriften eingeführt. Zum seitlichen Druck durch die sozialen Bewegungen
                  kam also ein vertikaler Druck durch neue Formen staatlicher Intervention hinzu. Wie
                  ließen sich solche Regulierungsvorhaben vereiteln? Und was hatte man ihnen entgegenzusetzen,
                  in der Theorie wie in der Praxis? (Teil V)
               

            

            	
               Worauf war, grundsätzlicher gefragt, dieses doppelte Phänomen allgemeiner Systemkritik
                  und zunehmender Staatsintervention zurückzuführen? Auf die Mängel einer Wohlfahrtsdemokratie,
                  die, wie behauptet wurde, keineswegs für Konsens sorgt, sondern sich vielmehr ihr
                  eigenes Grab schaufelt. In den Augen der Neokonservativen wie der Neoliberalen stand
                  der Staat selbst im Begriff, unregierbar zu werden. Daher die Fragen: Wie sollte man
                  die Politik entthronen? Wie die Demokratie beschränken? (Teil VI)
               

            

         

         Im Rahmen dieser Studie trage ich heterogenes Material aus verschiedenen Disziplinen
            zusammen und nehme mir heraus, »vornehme« mit »vulgären« Quellen zu mischen, wenn
            sie das gleiche Thema behandeln – ein Nobelpreisträger für Wirtschaftswissenschaften
            kann so neben einem Spezialisten für »Union busting« stehen. Diese Texte haben gemein,
            dass es sich bei ihnen um Kampfschriften handelt, die alle auf die eine oder andere
            Weise die Frage nach dem »Was tun?« beantworten. Es sind Texte, in denen Methoden,
            Techniken und Taktiken vorgetragen werden, entweder auf sehr konkrete Weise, zum Beispiel
            in Praxisleitfäden oder Managementhandbüchern, oder eher programmatisch, durch Überlegungen
            zu diskursiven Strategien oder allgemeinen Praktiken. Dieser Korpus besteht überwiegend
            aus englischsprachigen Quellen: Was das Managementdenken und die Wirtschaftstheorien
            der Unternehmen angeht, waren die Vereinigten Staaten die Schmiede neuer Konzepte,
            die sich rasch über die Welt verbreiteten.
         

         Ich nehme mich beim Schreiben oft zurück, um durch Auswahl und Montage von Zitaten
            einen strukturierten Text entstehen zu lassen, dessen einzelne Fragmente ihre Aussagekraft
            zumeist weniger durch ihre Zuschreibung zu einem bestimmten Autor erhalten als durch
            ihren Status als charakteristische Äußerungen der verschiedenen Positionen, die ich
            zum Sprechen bringen möchte.
         

      

   

      
         
            Teil I

            Die aufsässigen Arbeiter
            

         

      

   
      
         
            
               Kapitel 1: Disziplinlosigkeiten der Arbeiter
               

            

            
               »Dreizehn kleine Buchsen in dreizehn kleine Löcher stecken, sechzig Mal pro Stunde,
                  acht Stunden pro Tag. 67 Blechteile pro Stunde schweißen und dann steht man eines Tages vor einer neuen Maschine,
                  die 110 verlangt. Arbeiten, inmitten von Lärm […] in einem Nebel aus Öl, Lösungsmitteln und
                  Metallstaub. […] Ohne Widerrede gehorchen, Strafen klaglos akzeptieren.1

               André Gorz

               »Tommy übergibt den Joint an Yanagan, der den Rauch tief inhaliert, bevor er ihn an
                  mich weiterreicht. […] Der Rauch, der meine Lungen füllt, lässt mein Herz schneller
                  schlagen. Und bald schon erscheinen mir die sprühenden Funken, der glühende Stahl,
                  die lodernden, rumorenden Öfen über unseren Köpfen als Frivolitäten einer Karnevalsnacht.«2

               Bennett Kremen

            

            »Die junge Generation, die bereits die Universitäten erschüttert hat«, mahnte im Juni
               1970 die New York Times, »offenbart auch Zeichen von Unruhe in den Fabriken des industriellen Amerika. Viele
               junge Arbeiter fordern sofortige Änderungen ihrer Arbeitsbedingungen und verweigern
               die Fabrikdisziplin.«3 »Die Arbeitsdisziplin ist zusammengebrochen«, konstatierte im selben Jahr ein interner
               Bericht von General Motors.4

            Wenn Disziplin bedeutet, »die Körper der anderen in seine Gewalt [zu] bringen«,5 dann äußert sich Disziplinlosigkeit umgekehrt in einem unwiderstehlichen Drang, sich
               aus diesem Zugriff zu lösen: nicht länger stillzuhalten, abzuhauen, sich aus der Umklammerung
               zu befreien, sich den eigenen Körper wieder anzueignen und mit ihm zu verschwinden.
               Ebendiesen Drang rief die Fabrik in dieser Zeit massenhaft hervor, so tief saß in
               der jungen Arbeitergeneration »die Verachtung für die Arbeit und das Verlangen, sich
               ihr zu entziehen«.6

            In der amerikanischen Automobilindustrie war die Fluktuation enorm: Mehr als die Hälfte
               der ungelernten Jungarbeiter verließ vor Ende des ersten Jahres den Arbeitsplatz.7 Manche waren von ihrem ersten Kontakt mit der Bandarbeit so abgeschreckt, dass sie
               schon nach den ersten Wochen auf Nimmerwiedersehen verschwanden, ohne »sich überhaupt
               die Mühe zu machen, den Lohn abzuholen, der ihnen für ihre geleistete Arbeit zusteht«,8 berichteten verblüffte Manager.
            

            Bei General Motors blieben täglich 5 % der Arbeiter ohne stichhaltige Begründung der Arbeit fern.9 Montags und freitags verdoppelte sich diese Quote. Im Sommer konnte sie in manchen
               Werken auf bis zu 20 % steigen. »Wie sieht das so aus, ein Montag, im Sommer, in der Fabrik?«, fragte man
               1973 einen Automobilarbeiter. »Keine Ahnung, ich bin montags noch nie da gewesen.« »Wie
               kommt es, dass Sie nur vier Tage in der Woche arbeiten?«, fragte man einen zweiten.
               Antwort: »Weil ich in drei Tagen nicht genug zum Leben verdienen würde.«10 Aber was wollen Sie denn eigentlich?, erkundigte man sich bei einem dritten. Was
               ich will: »eine Chance bekommen, mein Gehirn zu benutzen«, eine Arbeit, »bei der das,
               was ich in der Schule gelernt habe, etwas wert ist«.11 Die Fabrik? »Das ist wie in der Zelle«, äußerte sich ein weiterer – »mit dem Unterschied,
               dass du im Knast mehr Freizeit hast«.12

            Denn man ruiniert sich dort den Körper und stumpft geistig ab: »Immer das Gleiche
               machen, das bringt einen um […]. Ich singe, ich pfeife, ich bespritze meinen Kollegen
               am Band mit Wasser, ich tue alles, was ich kann, um die Langeweile zu vertreiben.«13 Die endlose Wiederholung des Gleichen nicht mehr ertragen können, schöpferisch tätig
               sein wollen, anstatt bloß zu produzieren: »Manchmal verbeule ich, aus einer Laune
               heraus, das Stück, an dem ich gerade arbeite, ein bisschen. Ich mag es, wenn das,
               was ich mache, wirklich einzigartig ist. Ich verpasse ihm extra einen Schlag mit dem
               Hammer, um zu sehen, ob es durchgeht, einfach, um sagen zu können, dass ich das gemacht
               habe.«14

            Die gewöhnlichen Verstöße gegen die Disziplin entspringen, ebenso wie die Disziplin
               selbst, deren Pendant sie sind, einer Kunst des Details. Sie verwenden ebenso viel
               Sorgfalt und Ausdauer darauf, ihre Störungen zu produzieren, wie die Gegenseite, ihre
               Vorschriften zu erlassen. Sie setzen auf Ebene der kleinsten Geste an, um ein paar
               kurze Verschnaufpausen herauszuholen, ein zähes Ringen, dessen Ausbeute bestenfalls
               einige Dutzend Sekunden beträgt, die sie dem Takt der Maschine für sich abgewinnen.
               »Letztlich ist das Hauptproblem die Zeit.«15 Mutwillig bummeln, bremsen, allein oder im Kollektiv, oder manchmal auch umgekehrt,
               beschleunigen, um eine kleine Auszeit herauszuschinden. »Fast jeder tut es, spielt
               dieses kleine Spielchen«, um ein paar Augenblicke für sich zu erschleichen, durchzuatmen,
               einige Worte zu wechseln, etwas anderes zu machen: »Ich bin gut genug in meinem Job,
               um sehr schnell zwei oder drei Wagen nacheinander zu machen, und vielleicht 15 oder 20 Sekunden vor dem nächsten übrig zu behalten. Was ich in der Zwischenzeit mache, ist
               lesen. Ich lese die Zeitung, ich lese Bücher, manchmal ziemlich komplizierte Bücher.
               Um unter diesen Umständen lesen zu können, musste ich lernen, im Kopf zu behalten,
               was ich gerade gelesen hatte, und schnell zu der Stelle zurückzufinden, wo ich aufgehört
               hatte.«16 Ist Disziplin eine Tempopolitik oder eine Chronomacht, ist es die Disziplinlosigkeit
               nicht minder, aber in die umgekehrte Richtung, ein Kampf gegen die Uhr der besonderen
               Art. »Ich habe eine Frau in der Fabrik gesehen, die am Band entlanglief, um das Tempo
               halten zu können. Ich laufe für niemanden. Kommt nicht in Frage, dass mir irgendjemand
               in der Fabrik befiehlt zu laufen.«17 Die ersten großen Revolten gegen die Beschleunigung waren Arbeiterkämpfe. Die Disziplinverweigerer sind Zeitdiebe.18

            Bei General Motors, erzählt ein Gewerkschafter, »führen sich die Vorarbeiter auf wie
               in einer Diktatur«.19 Das autoritäre Gebaren der Vorgesetzten, die strikte Überwachung, die pedantischen
               Vorschriften und absurden Anweisungen, die Beschimpfungen und Ermahnungen, auch das
               geht nicht länger durch. »Der Vorarbeiter«, bringt es ein schwarzer Arbeiter aus Baltimore
               trocken auf den Punkt, »könnte die Arbeiter mehr respektieren – mit ihnen wie mit
               Menschen sprechen statt wie mit Hunden.«20

            Die aktuellen sozialen Spannungen, gab sich das Wall Street Journal 1969 alarmiert, sind »die schlimmsten seit Menschengedenken«. Alles deutet darauf hin,
               orakelte Fortune, dass man sich auf eine »epische Schlacht zwischen Management und Personal« zubewegt.21 Tatsächlich traten allein während des Jahres 1970 nahezu zweieinhalb Millionen Arbeiter in den Vereinigten Staaten in den Streik.22 Es war die größte Ausstandswelle seit der unmittelbaren Nachkriegszeit. Zum numerischen
               Umfang der Mobilisierungen kam die Radikalität der Kampfformen. Über Lohnforderungen
               hinaus wurden Beschwerden gegen die Formen der Arbeitsorganisation erhoben und richteten
               sich gegen jene Instanz, die sie zu verantworten hatte.
            

            Bill Watson, 1968 Arbeiter in einer Detroiter Autofabrik, berichtet über eine umfassende Sabotagewelle,
               deren Zeuge er geworden war. Die Ingenieure hatten ein neues Modell für einen sechszylindrigen
               Motor entworfen, das in den Augen der Arbeiter schlecht konzipiert war. Vergeblich
               hatten sie der Betriebsleitung ihre Bedenken mitgeteilt. Angesichts dieser Abfuhr
               begannen manche Teams damit, den Einbau bestimmter Teile zu »vergessen«. Andere folgten
               ihnen mit der Sabotage. Bald türmten sich die unbrauchbaren Aggregate in den Werkhallen:
               »Irgendwann stapelten sich so viele defekte Motoren in der Fabrik, dass es fast unmöglich
               geworden war, von einer Abteilung in die nächste zu gelangen.«23 Dabei handelte es sich, wie Watson betont, um keinen Einzelfall. Derartige Konflikte tauchten seinerzeit überall
               in Amerika auf: In ihnen äußerte sich ein Wunsch, die Produktion zu übernehmen, die
               Kontrolle über die eigene Arbeit zu erlangen, über die Art, wie sie verrichtet und
               was produziert wird.
            

            1970 richtete der Vorstandschef von General Motors folgende Warnung an seine Beschäftigten:
               »Wir können nicht dulden, dass sich die Angestellten ihrer Verantwortung entziehen,
               gegen die elementarsten Gebote der Disziplin verstoßen und die Autorität verhöhnen
               […]. General Motors hat neue Investitionen getätigt […], um die Produktivität zu steigern
               und die Arbeitsbedingungen zu verbessern, aber Maschinen und Technik sind so lange
               nutzlos, wie der Arbeiter seine Arbeit nicht tut. […] Wir verlangen ordentliche Arbeit
               für den ordentlichen Lohn, den wir Ihnen zahlen.«24

            Wie wollte man die Disziplin wiederherstellen? Die GM-Leitung optierte für die »harte Linie«:25 Arbeitsnormen erhöhen, unqualifizierte Aufgaben automatisieren, den Rest dequalifizieren,
               die Lohnmasse beschneiden, Aufsichts- und Kontrollfunktionen verstärken. Die Automobilfabrik
               in Lordstown, Ohio, mit ihrem »schnellsten Montageband der Welt«, war das technologische
               Prunkstück der Firma, der Inbegriff der unternehmerischen Lösungen für die Produktivitätsprobleme.
               Sie wurde 1971 der »General Motors Assembly Division« unterstellt, einem dynamischen Managementteam,
               das als »gröbstes und härtestes«26 des ganzen Konzerns galt. Unter seiner Aufsicht wurden zahlreiche Arbeitsplätze gestrichen
               und das bereits hohe Arbeitstempo weiter erhöht: von 60 Autos pro Stunde auf nahezu die doppelte Zahl. Fortan »musste ein Arbeiter innerhalb
               von 36 Sekunden acht verschiedene Operationen durchführen«.27 »Du brauchst eine Erlaubnis, um pinkeln zu gehen. Kein Witz. Du hebst dein Händchen,
               wenn du Pipi machen musst. Und wartest dann vielleicht eine halbe Stunde, bis sie
               einen Ersatzmann für dich gefunden haben. Und dann schreiben sie das jedes Mal auf,
               denn das soll von deiner Zeit abgehen, nicht von ihrer. Wenn du das zu oft machst,
               beurlauben sie dich für eine Woche.«28

            Die Belegschaft in Lordstown ist besonders jung, 28 Jahre im Durchschnitt. Es braucht einen jungen Körper, um ein solches Tempo durchzuhalten,
               nur dass der junge Geist, der in ihm steckt, am wenigsten bereit ist, sich diesem
               Tempo zu unterwerfen. Eines Tages gelangt ein Auto ans Ende des Bandes, mit allen
               nicht montierten Teilen sorgfältig aufgereiht in der Karosserie. Die Direktion spricht
               von Sabotage. »Sabotage? Bloß eine Art, Dampf abzulassen. Du kannst mit der Bandgeschwindigkeit
               nicht mithalten, also verpasst du dem Wagen im Vorbeigehen einen Kratzer. Einmal habe
               ich einen Hinterwäldler gesehen, der einen Zündschüssel in den Tank fallen lässt.
               Letzte Woche habe ich gesehen, wie so ein Typ einen brennenden Handschuh in den Kofferraum
               eines Wagens wirft. Wir wollten alle sehen, wie weit er das Band runterkommt, bevor
               sie es merken. Wenn du einen Wagen verpasst, nennen sie das Sabotage.«29

            Die Werksleitung, die den Verlust, der auf das Konto von »Disziplinlosigkeiten« ging,
               auf 12 000 nicht gebaute Wagen pro Jahr schätzte, reagierte mit zunehmender Härte und ergriff
               hunderte Disziplinarmaßnahmen: Ein Arbeiter wurde entlassen, weil er eine Minute zu
               spät kam, ein zweiter suspendiert, weil er im Innern eines Fahrzeugs gefurzt, ein
               dritter, weil er an seinem Arbeitsplatz gejodelt hatte.30

            Als Reaktion auf diese härtere Gangart treten die Arbeiter Anfang März 1972 in einen wilden Streik. Der Kampfgeist der Lordstowner Arbeiter ist beeindruckend:
               »Diese Jungs sind zu Tigern geworden.«31 »Sie sind nicht mehr bereit hinzunehmen, was ihre Väter ertragen haben, sie haben
               keine Angst vor dem Management. Und bei dem Streik geht es vielfach auch darum.«32 Die Presse spricht von einem »Lordstown-Syndrom«, einem »industriellen Woodstock«.33 Nach einem Monat Kampf gibt die Betriebsleitung nach und kehrt zum vorherigen Produktionstempo
               zurück.
            

            Konfrontiert mit den Disziplinlosigkeiten der Arbeiter, wusste sich das Management
               also keinen besseren Rat, als mit einer Verschärfung der Disziplinarordnung zu reagieren,
               die die Arbeiter gerade ablehnten, und schürte damit im Gegenzug den Konflikt in einer
               Weise, dass sich die Disziplinlosigkeiten zur offenen Revolte radikalisierten. Die
               Manager befanden sich in einem Dilemma. Sie wussten ganz genau, dass die Disziplinlosigkeit
               der Arbeiter eine tiefsitzende Abneigung gegen die industrielle Arbeitsorganisation
               ausdrückt, »besonders bei den jüngeren Angestellten, die einen wachsenden Widerwillen
               an den Tag legen, eine strikte und autoritäre Betriebsdisziplin zu akzeptieren«.34 Ebenso waren sie sich darüber im Klaren, dass »die Arbeitsbedingungen in den neuen
               Fabriken dafür sorgen, dass Unzufriedenheit und Widersetzlichkeit keine Ausnahmereaktionen
               sind, sondern ein rationales Verhalten«,35 dass es einen »Zusammenhang gibt zwischen Erschöpfung und monotoner Arbeit, zwischen
               Unzufriedenheit und Krankfeiern«. Und dennoch taten sie weiter so, als sei Unzufriedenheit
               »ein ›Fehlverhalten‹, das bestraft werden muss«,36 und reagierten darauf mit »Techniken der Angst und des ständigen Drucks, die Quelle
               endloser Konflikte sind«.37

            Daher die Sorge: Wenn das so weitergeht, wo wird es enden? An der Wand, meinten manche:
               »Finstere Zeiten brechen für GM an, wenn Lordstown, wie von der Direktion oft genug verkündet, die Zukunft der Automobilindustrie
               darstellt.«38

            Auch unter den Spezialisten des Managements machte sich Ratlosigkeit breit. Manche,
               die die alten Verfahren für obsolet erachteten, tüftelten an Reformprojekten. Angesichts
               der Krise der disziplinarischen Regierbarkeit galt es, eine neue Kunst der Arbeitsführung
               zu erfinden.
            

         

      

   

      
         
            
               Kapitel 2: Das Humankapital
               

            

            
               »Ihre Fremdheit tritt darin rein hervor, daß, sobald kein physischer oder sonstiger
                  Zwang existiert, die Arbeit als eine Pest geflohen wird.«1

               Karl Marx

            

            In den 1950er Jahren hatten konservative Intellektuelle – schon einmal – geglaubt, das »Ende
               der Ideologie« ausrufen und zusammen mit ihr den Klassenkampf beerdigen zu können.
               Der »amerikanische Arbeiter«, versicherte Daniel Bell 1956, »ist ›domestiziert‹ worden«. Zwar nicht durch die Mittel, die Marx seinerzeit kritisierte, auch nicht durch die Verelendung oder »durch die Disziplin
               der Maschine, sondern durch die ›Konsumgesellschaft‹, durch die Möglichkeit eines
               besseren Lebens, die ihm sein Einkommen, das Zusatzeinkommen seiner Frau sowie der
               unkomplizierte Zugang zu Krediten verschafft«.2 Selbst wenn der Arbeiter unter seinen Arbeitsbedingungen leidet, wendet er sich nicht
               »der kämpferischen Aktion zu […], sondern flüchtet sich in Wunschträume – Besitzer
               einer Reparaturwerkstatt, einer Truthahnfarm, einer Tankstelle, ›eines eigenen kleinen
               Geschäfts‹ werden«.3

            Alles war ruhig, und dann bumm! Zunächst ist man sprachlos, begreift überhaupt nichts.
               Man muss sich vor Augen halten, welche enorme und schmerzliche Überraschung die Bewegungen
               der 1960er Jahre für diejenigen darstellten, die steif und fest an das Ende sozialer Konflikte
               in der »Konsumgesellschaft« geglaubt hatten.4

            Manche, die empört waren über die Revolte, beschuldigten die Störenfriede der Undankbarkeit.
               Earl Brambett, Vizepräsident von General Motors, »beklagt die Penetranz der jungen Arbeiter,
               immer noch mehr Vergünstigungen und Verbesserungen herausschlagen zu wollen, und empfiehlt
               ihnen, lieber dankbarer für das zu sein, was sie haben«.5 Aber was wollen sie denn noch? – darin lag der Skandal. Aber wie können sie immer
               noch aufbegehren? – darin lag das Mysterium. Man suchte nach Erklärungen, fabrizierte
               Theorien, Ätiologien der Revolte.
            

            Dieser Aufruhr war zunächst als Generationsphänomen zu verstehen. Die neuen Arbeiter
               sind »jünger, ungeduldiger, weniger homogen, stellen ihre ethnische Zugehörigkeit
               selbstbewusst zur Schau und sind weniger leicht zu manipulieren«.6 Sie »tragen die neuen Bestrebungen der amerikanischen Jugend der 1970er Jahre in die Fabrik«.7

            Und weiter? Psychologen trugen das Ihre zur laufenden Diskussion bei. Wenn der Mensch
               einmal seine Grundbedürfnisse befriedigt hat, bleibt er dabei nicht stehen: Ist der
               Bauch gesättigt, beginnt der Geist, über Hunger zu klagen, erklärte Abraham Maslow auf Grundlage seines berühmten Modells der »Bedürfnispyramide«.8 Die jungen Generationen streben nach mehr als Geld und Karriere, nämlich nach intensiveren
               menschlichen Beziehungen, was, so las man in der Harvard Business Review, »durch Experimente mit dem Zusammenleben in Kommunen«9 belegt werde. Im gleichen Maße würden sich die Erwartungen der Arbeiter erhöhen,
               eine stärker qualitative Dimension annehmen. Sie verlangten von ihrem Arbeitsplatz
               mehr als nur ein Einkommen, nämlich zwischenmenschliche Beziehungen, einen Inhalt,
               einen »Sinn«. Der Übergang zu einem »postmaterialistischen« Denken zeichnete sich
               ab.
            

            Klar ist: Je mehr sich eine solche Subjektivität festigt, umso weniger wird sie sich
               mit einer entfremdeten Arbeit abfinden. Schon Max Weber hatte gewarnt: »Die kapitalistische Wirtschaftsordnung braucht diese Hingabe
               an den Beruf des Geldverdienens«, braucht diese seltsame Einstellung, »[d]aß jemand
               zum Zweck seiner Lebensarbeit ausschließlich den Gedanken machen könne, dereinst mit
               hohem materiellen Gewicht an Geld und Gut belastet ins Grab zu sinken«.10 Wenn andere Bedürfnisse die Oberhand gewinnen, könnte das der »Arbeitsethik« einen
               schweren Schlag versetzen. »Wer will noch arbeiten?«, titelte Newsweek im März 1973.11 Die Antwort steckte schon in der Frage.
            

            In dieser Analyse wird gerade der relative materielle Wohlstand, der nach Bells Überzeugung eine dauerhafte Einwilligung in die Ausbeutung der Lohnarbeit besiegelt
               hatte, als Quelle neuer Verwerfungen ausgemacht. So setzte ein Umdenken hinsichtlich
               der Ursachen der Revolte ein. Warum wird aufbegehrt? Einst hatte es geheißen: aus
               Bedürftigkeit. Nunmehr hieß es: Weil wir Luxus haben.12

            Die Fabrik ist einer der Orte, an denen neue Bestrebungen und alte Strukturen am härtesten
               aufeinanderprallen. Also ist Vorsicht geboten, denn »eine anachronistische Arbeitsorganisation
               kann einen explosiven und infektiösen Cocktail erzeugen«.13 »In manchen Fällen«, lässt uns der Managementdozent Richard Walton wissen, »drückt sich Entfremdung in einem passiven Rückzug aus – Verspätungen,
               Fernbleiben, Wechsel des Arbeitsplatzes, Nachlässigkeiten bei der Arbeit; in anderen
               Fällen in aktiven Angriffen – Diebstähle, Sabotageakte, Feindseligkeiten, Aggressionen,
               Bombendrohungen und andere Störungen der Arbeit«.14 Gerade »diese Formen der Gewalt sind in den Fabriken auf dem Vormarsch«.15 Die Gefahr sei politischer Natur: Der Arbeiter drohe, »seine Frustration zu verlagern,
               indem er sich in radikalen sozialen oder politischen Bewegungen engagiert«.16

            Als Echo auf den Streik in Lordstown rückte eine Weile die Frage nach der »Lebensqualität
               bei der Arbeit« in den Mittelpunkt der öffentlichen Debatte in Amerika. 1972 fragte die Harvard Business Review in Anlehnung an die Terminologie des jungen Marx: »Was tun gegen die Entfremdung in der Fabrik?« Und der Kongress organisierte
               im selben Jahr Anhörungen vor dem Senat über die »Entfremdung des Arbeiters«.17

            Doch problematisch ist die Entfremdung vor allem aus ökonomischen Gründen, aufgrund
               ihrer negativen Auswirkungen auf die Produktivität. Wenn es eine Lehre aus der Lordstown-Episode
               zu ziehen gebe, dann die, dass man »die Interaktion zwischen dem Personal und dem
               Kapital, der Technologie, zu sehr vernachlässigt« habe.18 Denn was nützt es, »ein ›vollkommen effizientes‹ Montageband zu haben, wenn die Arbeiter
               streiken wegen des Gefühls der Schinderei und Entmenschlichung, das sie bei der Arbeit
               an diesem ›perfekten‹ Band empfinden?«.19

            Wenn Sie Ihr Berufsleben noch einmal von vorn beginnen könnten, würden Sie wieder
               den gleichen Arbeitsplatz wählen wie den, den Sie derzeit innehaben? Auf diese Frage
               antworteten Mitte der 1960er Jahre 93 % der Universitätsprofessoren und 82 % der Journalisten mit ja, aber nur 31 % der Textilarbeiter und 16 % der angelernten Arbeiter in der Automobilindustrie.20 Die Autoren der Studie gelangten zu dem Schluss, dass abgesehen von der geringeren
               körperlichen Belastung Autonomie der ausschlaggebende Faktor der Arbeitszufriedenheit sei. Umgekehrt liege Entfremdung
               vor, »wenn die Arbeiter nicht die Möglichkeit haben, ihren unmittelbaren Arbeitsprozess
               zu kontrollieren«.21

            Unter Verweis auf die Vorzüge von »Autonomie und Selbstkontrolle«22 in einer ihrer Meinung nach »überregulierten und überkontrollierten Industrie«23 empfahlen die Unternehmensreformer der 1970er Jahre, die Arbeiter zur »Teilhabe« anzuregen, um zugleich ihre Produktivität und
               ihre Zufriedenheit zu steigern. Der alten »Kontrollstrategie« setzten sie eine »Mitwirkungsstrategie«24 entgegen. Während Erstere, als intensive, durch verstärkte Disziplin noch Druck auf
               die Arbeiter auszuüben versuchte, beabsichtigte Letztere, als extensive, »ihre ›latente‹
               Produktivität anzuzapfen«.25

            In diesem Sinne wurden in den Vereinigten Staaten mehrere Pilotprojekte in partizipativem
               Management gestartet.26 Konnte sich die französische Linke hinsichtlich ihrer Selbstverwaltungsvorstellungen
               auf die Erfahrungen der 1973 von ihren Arbeitern besetzten Uhrenfabrik LIP in Besançon stützen, so die amerikanischen Manager, um die Vorzüge der Partizipation
               zu beurteilen, auf den Fall des Hundefutterherstellers General Foods in Topeka (Kansas)
               von 1971. Das Werk war der Gegenentwurf zu Lordstown: Regeln wurden im Kollektiv vereinbart
               und die Betriebsabläufe in »autonomen Fertigungsgruppen« organisiert, »selbst gemanagte«
               Teams, die für weite Teile der Produktion verantwortlich zeichneten.27

            Darin war man sich einig: »Die Produktivität erhöht sich […], wenn die Arbeiter an
               Entscheidungen teilhaben, die ihr Leben betreffen.«28 »Die Aufgabenbereicherung«, so der Psychologe Frederick Herzberg zusammenfassend, »zahlt sich aus«.29 Dank dieses Befundes konnte man endlich die frohe Botschaft verkünden: Es gibt eine
               »erfreuliche Übereinstimmung zwischen der Zufriedenheit der Arbeiter und der Verwirklichung
               von Unternehmenszielen«.30 Für die Arbeiter mehr Zufriedenheit; für das Kapital eine höhere Produktivität. Letzten
               Endes hätten alle dabei nur zu gewinnen gehabt.
            

            Allerdings gab es zumindest eine soziale Gruppe, die meinte, etwas dabei zu verlieren:
               Das Management fürchtete, auf diese Weise um einen wichtigen Teil seiner Vorrechte
               gebracht zu werden.31 Der militante Arbeiter Bill Watson erzählt folgende Anekdote: In der Fabrik, in der er arbeitete, hatte die Direktion
               beschlossen, eine Periode betriebsbedingter Kurzarbeit dafür zu nutzen, eine Lagerinventur
               durchzuführen, deren Dauer auf sechs Wochen angesetzt war. Der Job war einer Gruppe
               von etwa fünfzig Arbeitern anvertraut worden, die, um Zeit zu sparen, ein eigenes
               System austüftelten, eine selbstorganisierte Inventur, die sich als effizienter erwies
               als das ursprünglich vom Management vorgesehene Verfahren. Die Direktion setzte diesem
               spontanen Experiment ein jähes Ende, mit der Begründung, »dass die legitimen Autoritäts-,
               Kompetenz- und Kommunikationswege übergangen worden« seien.32 »Das Management«, so Watsons Kommentar, »war zu allem bereit, um die Arbeiter daran zu hindern, ihre Arbeit
               selbst zu organisieren, selbst wenn dadurch die Inventur schneller beendet gewesen
               wäre, sie früher hätten nach Hause gehen können und obendrein sogar weniger Lohn hätte
               gezahlt werden müssen.«33 Es konnte also sein, dass die Manager dem Erhalt ihrer Macht einen höheren Wert beimaßen
               als Überlegungen rein wirtschaftlicher Effizienz.
            

            Wenn »die Versuche, eine Fabrikdemokratie zu etablieren, letztlich fehlschlugen«,
               dann lag das, auch nach Meinung von Business Week, daran, »dass die Manager sich in ihrer Stellung bedroht fühlten durch den Erfolg
               solcher Experimente, bei denen die Arbeiter die Initiative in Entscheidungsfragen
               ergriffen«.34 »In Wahrheit«, so André Gorz, »hat die ablehnende Haltung der Unternehmer keine vorrangig technischen oder
               wirtschaftlichen Gründe. Sie ist politischer Natur. Die Aufgabenbereicherung bedeutet
               das Ende der despotischen Macht und Gewalt der ganzen großen und kleinen Chefs. […]
               Kurzum, hat man einmal diesen Weg eingeschlagen, wo ist dann noch ein Ende in Sicht?«35

            Konnte man die Produktivitätsgewinne, die von der Partizipation herrührten, abschöpfen,
               ohne die Kontrolle zu verlieren, ohne gefährliche Dynamiken auszulösen? Die Reformatoren
               setzten darauf, dass man den Arbeitern ein beschränktes Maß an Autonomie zugestehen
               könne, ohne dass die Sache ausartet; andere zeigten sich diesbezüglich deutlich skeptischer.
               Das Problem mit der Autonomie ist, dass sie sich, einmal eingeführt, schlecht damit
               abfindet, auf halbem Wege stehenzubleiben. Man fürchtete einen »Dominoeffekt«.36

            Tatsächlich waren aus unternehmerischer Sicht die Handlungsspielräume gering. Welche
               Optionen hatte man? Erste Strategie: der Status quo, wenn nicht sogar eine Verschärfung
               der bestehenden Disziplinarordnung, allerdings auf die Gefahr hin, die Disziplinlosigkeiten
               und sozialen Konflikte zu intensivieren, mit allem, was dies an entgangenen Gewinnen
               beinhaltete. Zweite Option: »Partizipation« einführen, mit dem Versprechen auf einen
               harmonischen Interessenausgleich, zugleich weniger Entfremdung und mehr Produktivität –
               nur, dass man der Idylle nicht traute und befürchtete, selbst mit beschränkten Formen
               der Autonomie den Bock zum Gärtner zu machen.
            

            Das war das Dilemma: Entweder zurück zu einer Disziplinarordnung, von der man wusste,
               dass sie kontraproduktiv war, oder hin zu einer Autonomie, die sich, selbst wenn sie
               bloßer Schein war, als gefährlich erweisen konnte. Somit befand man sich in einer
               Sackgasse. Allerdings zeichnete sich am Horizont eine weitere Lösung ab.
            

         

      

   

      
         
            
               Kapitel 3: Soziale Unsicherheit
               

            

            
               »[W]elchen Grund zur Furcht haben sie, wenn man ihnen versichert, falls sie durch
                  ihre eigene Faulheit und Verschwendung, Trunksucht und Liederlichkeit in Not geraten
                  sollten, würden sie auf Kosten anderer reichlich versorgt werden, nicht nur mit Nahrung
                  und Kleidung, sondern auch mit ihren gewohnten Annehmlichkeiten?«1

               Joseph Townsend

            

            1970 besucht ein Reporter des Wall Street Journal eine Fabrik. Am Band trifft er auf lange Haare, Bärte und manchmal auch, als Plakette
               an einem T-Shirt, ein Friedenszeichen. Vor allem aber auf »junge Gesichter, Augen
               voller Neugier, Augen, die den Protest im Land sich haben ausbreiten sehen«. Er mustert
               diese Blicke, die ihn überraschen, und gelangt zu dem Schluss: »Sie scheinen keine
               Angst zu haben.«2 Genau das ist, für die Unternehmerseite, das Hauptproblem.
            

            Woher stammt diese neue Unerschrockenheit? Diese Jugend weiß nichts von den »harten
               wirtschaftlichen Realitäten der vorherigen Epoche«.3 Früher hatten jene, die zu jung waren für die düsteren Jahre der Depressionskrise
               nach 1929, zumindest in den Familien darüber sprechen hören. Doch dieses soziale Gedächtnis
               sei, wie manche begründen, schließlich verloren gegangen: »Es hat lange gedauert –
               zwei Generationen –, bevor die Angst vor wirtschaftlicher Not als Ansporn nicht mehr
               wirkt.«4 Die heutigen Arbeiter, die »nie erfahren haben, was Not oder Angst, ja nicht einmal,
               was wirtschaftliche Unsicherheit bedeutet, wissen im Grunde, dass, was auch passiert,
               die Politik sie nicht verhungern lassen wird.«5

            Der Hauptgrund »unserer derzeitigen Schwierigkeiten mit dem Personal«, liege, nach
               den Worten eines führenden Ford-Vertreters, Malcolm Denise, »an einer allgemein nachlassenden Frustrationstoleranz bei den Beschäftigten«.6 Der Gedanke, dass es unterschiedliche Grade an »Frustrationstoleranz« gibt, stammte
               aus der Verhaltenspsychologie. Ende der 1930er Jahre hatten Forscher Experimente an Schimpansen durchgeführt, aus denen hervorging,
               dass Individuen, die zu Beginn ihres Lebens nur wenige Frustrationserfahrungen gemacht
               hatten, »ein zu geringes Niveau an Frustrationstoleranz entwickeln, um mit späteren
               Frustrationen fertig zu werden«.7 Die Psychologen schlossen daraus, dass die wesentliche Aufgabe einer richtig verstandenen
               Pädagogik weniger darin bestünde, dem jungen Subjekt bei der Selbstverwirklichung
               zu helfen, als es durch Disziplin in »Frustrationstoleranz zu schulen«. Die Erklärung
               dieser Knecht-Ruprecht-Theorie für »abweichendes Verhalten« fiel entsprechend aus.
               Ein undisziplinierter Mensch sei ein Subjekt mit einer krankhaft niedrigen Frustrationstoleranzschwelle.
               Um ihn davon zu kurieren, müsse man ihm beibringen, bei seinen Wünschen Abstriche
               zu machen: »Die Umerziehung oder Psychotherapie ist […] ein Prozess zum Aufbau von
               Frustrationstoleranz, der dem Patienten ermöglicht […], Erfahrung mit kleinen, zumutbaren
               Dosen an Frustration zu machen, bis sich der Widerstand allmählich entwickelt hat
               und Zonen mit schwacher Frustrationstoleranz verschwinden.«8

            Dieses Interpretationsschema auf Arbeiterrevolten zu übertragen, hieß, sie als Äußerungen
               psychischer Unreife, als Launen verwöhnter Kinder darzustellen. Die Verortung des
               Problems in einer zu geringen Frustrationstoleranz der Subjekte lief auf eine Leugnung der Tatsache hinaus, dass die entscheidende Frage die zu große Unzufriedenheit mit einer entfremdenden Arbeit war. Die Arbeiter, hieß es pauschal, seien zu wehleidig
               geworden.
            

            »Krankfeiern«, behauptete ein General-Motors-Funktionär, »ist keine Folge monotoner
               Arbeit, sondern des wirtschaftlichen Wohlstands der Nation, des hohen Grades an Sicherheit
               und der vielen von der Industrie bereitgestellten Sozialleistungen.«9 Die Problemverschiebung schritt zügig voran: Anstatt nach Mitteln zu suchen, um den
               »blue-collar blues« zu beseitigen, empfahl man, sich mehr für die vorteilhaften sozialen
               Bedingungen zu interessieren, die den Arbeitern den Luxus erlaubten, sich so unverschämt
               zu geben. Das Problem sei nicht die zu harte Arbeit, sondern die zu weiche Gesellschaft.
            

            Schon Ende der 1960er Jahre – und damit längst vor der berühmten »Ölkrise« von 1973, die oft als historische Zäsur herhalten muss – begann die Profitrate in den Vereinigten
               Staaten zu sinken.10 In Wirtschaftskreisen war man sich dessen bewusst und machte sich Sorgen. Wie ließ
               sich diese Talfahrt erklären? Die Mainstream-Wirtschaftspresse war schnell mit einer
               Theorie oder vielmehr einer Ideologie der Profitabilitätskrise zur Hand.
            

            Im März 1969 berichtete Fortune über ein Schrumpfen der Profite.11 Im Juli hatte das Magazin den Schuldigen gefunden: die steigenden Arbeitskosten,12 ihrerseits bedingt durch die Kampfbereitschaft der Arbeiter. Angesichts einer galoppierenden
               Inflation und steigender Preise gelinge es den Gewerkschaften noch, Lohnerhöhungen
               auszuhandeln.13 Zugleich stagniere die Arbeitsproduktivität, die zuvor in raschem Tempo gestiegen
               war. Wenn die Profite nachgäben, so sei dies, wurde behauptet, einzig dem Zusammenwirken
               dieser beiden Faktoren geschuldet: Während die Löhne unter dem Druck der Kämpfe zunähmen,
               würden die steigenden Arbeitskosten nicht mehr durch ein hinreichend starkes Produktivitätswachstum
               kompensiert. Wenn aber die »Produktivität nachzulassen beginnt, dann weil die Produzenten
               bestimmte Motivationen – Angst und Elan – verloren haben. Wir können uns also darauf
               gefasst machen, dass die derzeitige Inflation noch länger anhält.«14

            Die Debatten über die Ursachen der »profit queeze«, der »Profitklemme«, spalteten
               die Ökonomen. Die Keynesianer argumentierten, wie üblich, mit der Nachfrageschwäche,
               einem Unterkonsumtionsphänomen. Manche Marxisten machten sich seltsamerweise die Theorie
               der Fortune-Leitartikler zu eigen, während andere alternative Erklärungen formulierten.15 Doch was man auch als ausschlaggebenden Faktor für den Fall der Profitrate ausmachte –
               Stärke der Arbeiterklasse (Boddy und Crotty), Überakkumulation (Sweezy), zunehmender internationaler Wettbewerb und seine Auswirkungen auf die Preise
               (Brenner) –, »eines war sicher: Die Lösung der Krise bestand, wie noch zu zeigen sein wird, im Angriff auf die Arbeit«.16

            Die vorherrschende Krisentheorie – nennen wir sie »Kräfteverhältnistheorie« – beanstandete
               eine die Arbeiter und ihre Kämpfe zu sehr begünstigende sozioökonomische Lage. Jenseits
               psychologischer Überlegungen schrieb sie diese Situation drei wesentlichen Faktoren
               zu: 1.) dem keynesianischen Bemühen um Aufrechterhaltung der Vollbeschäftigung; 2.) den sozialen Sicherheitsnetzen des Wohlfahrtsstaates; 3.) der Stärke der Gewerkschaften. Wenn man den Trend umkehren wolle, dürfe keiner
               dieser drei Pfeiler stehenbleiben.
            

            Tatsächlich zeichnete sich der Arbeitsmarkt in den Vereinigten Staaten bis ins erste
               Drittel der 1970er Jahre durch eine Situation der Quasi-Vollbeschäftigung aus. Unter diesen Umständen
               wurde die schärfste Waffe, über die ein Unternehmer verfügt, die Entlassung, als nicht
               mehr so bedrohlich wahrgenommen. »Um Arbeit zu finden«, erinnert sich ein Teamster aus Detroit, »genügte es, sich irgendwo in einem Lager oder Dock vorzustellen. Es
               war uns scheißegal, ob wir gefeuert wurden.«17 Daher rührte auch eine Fähigkeit, nein zu sagen, eine Freiheit und Stärke, über die
               man sich auf der Gegenseite Sorgen machte.
            

            »Wenn die Regierung eines Landes ausdrücklich verpflichtet ist, die Vollbeschäftigung
               aufrechtzuerhalten, welche Kräfte sollen dann«, so fragte Business Week 1970, »die im Übrigen vollkommen verständlichen Forderungen der Arbeiter nach mehr Geld
               und mehr Macht in Grenzen halten?«18 Wenn die Disziplinlosigkeit der Arbeiter tatsächlich ein Resultat der Vollbeschäftigung
               ist, dann müsse man ernsthaft darüber nachdenken, diese aufzugeben. »Massenbeschäftigung
               ist keine politisch tragfähige Option […]. Im Klartext: Was dieses Land braucht, um
               diese Bande von Taugenichtsen zur Räson zu bringen, ist eine ordentliche Depression«,
               schrieb zu Beginn der 1970er Jahre ein Wirtschaftskolumnist, dem es umso leichter fiel zu provozieren, als er
               seine Texte mit einem Decknamen – einem vielsagenden Pseudonym – zeichnete: »Adam
               Smith«.19

            Wenn der naturwüchsige Krisenverlauf des Kapitalismus keine derartige Gelegenheit
               bietet, kann man sich immer noch bemühen, künstlich eine Krise herbeizuführen. Was
               auch geschah, mit Hoffnung auf mehr: »Zwischen 1969 und 1970 provozierte die Nixon-Administration eine kurze Rezession, um die Wirtschaft abzukühlen –
               ein Euphemismus, um die Arbeiter in die Schranken zu weisen.«20 Im August 1971 kündigte sie eine Lohn- und Preiskontrolle an. Ziel dieses Lohnstopps war, wie ein
               Berater des Weißen Hauses verriet, »den Arbeitern einen Schuss vor den Bug zu verpassen,
               und das haben wir auch getan«.21

            Diese Politik begann, Früchte zu tragen, ein Fortune-Redakteur nahm 1971 erste Hoffnungszeichen wahr: Sollte der Trend zu steigender Arbeitslosigkeit sich
               bestätigen, »könnte sich die Haltung der Arbeiter schnell ändern«.22 Denn man müsse wissen, dass »selbst eine geringe Zahl von Entlassungen eine äußerst
               beruhigende Wirkung«23 auf den Eifer der Protestierenden haben könne.
            

            Solange allerdings soziale Sicherheitsnetze existierten, könne die Drohung mit dem
               Arbeitsplatzverlust nicht voll durchschlagen, da »die Existenz der Arbeitslosenversicherung
               den mit dem Entlassenwerden verbundenen Charakter einer ›Strafe‹ abschwächt«.24 Öffentlich jedoch wurde der Angriff auf das Sozialsystem mit einer anderen Art von
               Diskurs gerechtfertigt. Neokonservative Ideologen, allen voran George Gilder, entwickelten eine anti-wohlfahrtsstaatliche Rhetorik, mit der sie die »Kultur
               der Armut« anprangerten: »Die Armen müssen hart arbeiten, ja sogar härter als die
               Klassen über ihnen […], doch die Armen von heute weigern sich, hart zu arbeiten.«
               Wenn sich jedoch »die Armen für den Müßiggang entscheiden, dann nicht aus moralischer
               Schwäche, sondern weil man sie dafür belohnt«.25 Für Gilder stellte der Wohlfahrtsstaat eine moralische, wenn nicht zivilisatorische Gefahr dar: Durch Hilfsprogramme für den Lebensunterhalt
               würde der Sozialstaat die Bedürftigsten der Verpflichtung entheben, sich voll und
               ganz den Marktmechanismen zu unterwerfen, die als mächtige Anreize zu tugendhaftem
               Verhalten präsentiert werden. Demnach würde das Arbeitslosengeld die Faulheit fördern;
               der Rentenanspruch die Kinder von der Sorge für ihre Eltern entbinden, Beihilfen für
               Behinderte oberflächliche physische Defekte aufbauschen usw.
            

            Die alten Doktrinen kehrten mit Macht zurück. Schon 1786 hatte sich der Brite Joseph Townsend, in seiner berühmten Abhandlung Über die Armengesetze, mit ähnlichen Argumenten gegen Unterstützungsmaßnahmen gewandt, die in seinen Augen
               den Fehler machten, den Notleidenden den Magen zu füllen und dadurch die wertvolle
               Triebkraft des Hungers zu beseitigen. Um die Armen zum Arbeiten zu veranlassen, sei
               es nicht nötig, sie per Gesetz zu zwingen. Das »geht einher mit zu viel Ärgernis,
               Gewalt und Lärm. […] Hunger dagegen übt nicht nur friedlichen, schweigsamen, gleichmäßigen
               Druck aus, sondern er ist der natürlichste Antrieb zu Fleiß und Mühen und ruft deshalb
               die stärksten Kraftanstrengungen hervor. […] Ein Sklave muss zur Arbeit gezwungen
               werden; ein freier Mann sollte selbst entscheiden und urteilen dürfen.«26 Ein kostbares Dokument für eine Genealogie der liberalen Moral: Worin man erfährt,
               dass ihre Auffassung von »Freiheit« die Peitsche des Elends voraussetzt und die Abschaffung
               gesellschaftlich instituierter Solidarstrukturen Entstehungsbedingung für die Gestalt
               des »willigen Arbeiters« ist.27

            In der Nachkriegszeit konnte man sich allerdings dem aufrichtigen Glauben hingeben,
               solche alten Modelle überwunden zu haben. Während in vorherigen Phasen des Kapitalismus
               die soziale Unsicherheit noch für nützlich erachtet werden konnte, »weil sie die Menschen
               […] dazu drängt[e], sich so sehr wie nur möglich anzustrengen«,28 so sei in einem »Zeitalter des Überflusses« klar geworden, wie Galbraith 1959 befand, dass ein »hoher Grad sozialer Sicherheit […] wichtig für ein Maximum an Produktivität«
               ist.29 Arbeitslosengelder beispielsweise würden keineswegs ein Nachlassen der Arbeitsleistung
               bewirken, sondern durch Aufrechterhaltung einer konstanten Nachfrage eine wichtige
               Rolle bei der Stabilisierung der Wirtschaft spielen.
            

            Doch ein neuerlicher Ausschlag des Pendels in die andere Richtung stellte diesen Konsens
               zu Beginn der 1970er Jahre wieder in Frage. Wohin manche nun wieder zurückzukehren wünschten, waren
               Gesellschaften der sozialen Unsicherheit. »Die Vollbeschäftigungspolitik der Regierung«, schrieb Gilbert Burck 1971 in Fortune, »hat die alten Ängste, langfristig ohne Arbeit dazustehen, praktisch beseitigt.
               Das Arbeitslosengeld, zusammen mit anderen Stoßdämpfern, die eine wohlmeinende Gesellschaft
               eingeführt hat, ermutigt zu Streiks, weil es den Streikenden ermöglicht, aus einer
               relativ komfortablen Position heraus abzuwarten, dass der Arbeitgeber kapituliert.«30 Daher das Programm: Demontage dieser »Stoßdämpfer«, um die »alten Ängste« wiederzubeleben,
               die sie zum Verstummen gebracht hatten.
            

            Wie soll man die Arbeiter disziplinieren? Die erste Option war, wie gesehen, die Disziplinarmacht
               zu intensivieren, auf die Gefahr hin, Gegeneffekte zu erzeugen. Die zweite, von Managementreformern
               vorgeschlagene Lösung bestand in der Einführung partizipatorischer Formen, zum Zweck
               der Selbstdisziplinierung. »Die Management-Initiativen zur ›Humanisierung‹ der Arbeit
               sind«, so die Analyse von Stephen Marglin, »im Allgemeinen eine Reaktion auf die gestiegenen Arbeitskosten in Verbindung
               mit der Disziplinlosigkeit, die ihrerseits dem Wohlstand entspringt«31 – doch alle diese schönen Projekte kamen zum Erliegen, als die Arbeitslosigkeit wieder
               auf die Tagesordnung trat.
            

            Damit eröffnete sich eine dritte Perspektive: Um drinnen zu disziplinieren, musste
               man nur die Faktoren ökonomischer und sozialer Unsicherheit draußen voll zur Entfaltung
               kommen lassen. Wenn die Leute weiter unter Bedingungen arbeiteten, die sie eigentlich
               hassten, erklärte der militante Arbeiter John Lippert gegen Ende der 1970er Jahre, zu einem Zeitpunkt, als sich der Konjunkturrückgang bereits abzeichnete,
               dann nicht »wegen der internen Kontrolle der Firma über die Arbeiter. Die Kontrolle
               kommt eher von außen: Die ökonomischen Verluste wären zu gravierend, wenn die Arbeiter
               täten, was ihr Instinkt ihnen sagt: Dem Laden den Rücken kehren und nie wieder einen
               Fuß hineinsetzen.«32

            Disziplin wird in geschlossenen Institutionen, vom Typ Gefängnis, die man nur durch
               Flucht verlassen kann, nicht auf die gleiche Weise hergestellt wie in offenen Institutionen,
               vom Typ Unternehmen, denen man jederzeit kündigen kann. In ersteren herrscht Disziplin
               in einem abgeschotteten Raum, indem man die Betroffenen am Gehen hindert, in letzteren
               funktioniert sie umgekehrt, indem man ihnen mit Rauswurf droht. Hier die Einsperrung,
               dort die Entlassung. In Institutionen, die die Betroffenen aus »freien Stücken« verlassen
               können, reicht die Strenge der internen Disziplinarmacht normalerweise nicht aus,
               um ihre Fügsamkeit zu erzwingen. Vielmehr ist, wo es an einer hinreichend positiven
               Motivierung fehlt, der negative Anreiz externer Disziplinierungseffekte erforderlich.
               Der Begriff spaltet sich auf. Es gibt nicht mehr nur eine Disziplin, sondern mindestens
               zwei: Eine Disziplinarmacht im Inneren und einen Disziplinierungsdruck von außen,
               in einer Konstellation, bei der die Intensität des Letzteren den Grad der Unterwerfungsbereitschaft
               unter die Erstere bestimmt.33

            Die Generationen, die nach 1973 geboren wurden, die in einem Zeitalter der »Dauerkrise« aufgewachsen sind, haben
               nacheinander den Gedanken verinnerlicht, dass jede von ihnen alles in allem schlechter
               leben würde als die vorherige. Sie haben wieder gelernt, Angst zu haben. Eine historische
               Trendwende, die man auch als eine Art Großgruppentherapie, eine Massenerziehung zur
               »Frustrationstoleranz« verstehen kann.
            

         

      

   

      
         
            
               Kapitel 4: Krieg den Gewerkschaften
               

            

            
               »Geschäftsleute des gleichen Gewerbes kommen selten, selbst zu Festen und zur Zerstreuung,
                  zusammen, ohne daß das Gespräch in einer Verschwörung gegen die Öffentlichkeit endet
                  oder irgendein Plan ausgeheckt wird, wie man die Preise erhöhen kann. Solche Zusammenkünfte
                  kann man aber unmöglich durch irgendein Gesetz unterbinden, das durchführbar oder
                  mit Freiheit und Gerechtigkeit vereinbar wäre.«1

               Adam Smith

            

            »Das Land kann sich den Luxus nicht leisten, den Arbeiterforderungen nachzugeben«,
               titelte Business Week im April 1970: »Die neue Gewerkschaftsmilitanz könnte die Löhne sprunghaft ansteigen lassen und
               eine galoppierende Inflation auslösen.«2 Das Magazin kritisierte, dass die Wirtschaft durch die Gewerkschaften quasi in Geiselhaft
               genommen würde: »Das Funktionieren einer demokratischen Gesellschaft setzt voraus,
               dass keine ihrer Gruppen so viel Macht ansammelt, um den anderen ihren Willen aufzwingen
               zu können. […] Sind die Tarifverhandlungen noch Verhandlungen oder haben sie sich
               nicht eher in eine Art Erpressung durch die Gewerkschaften verwandelt?«3

            »Das größte wirtschaftliche Problem, vor dem die westliche Welt zu Beginn der 1970er Jahre steht«, legte Gilbert Burck in Fortune nach, »ist das der Inflation, verbunden mit den Kosten, die durch übertriebene Lohnerhöhungen
               verursacht werden. […] Das Phänomen ist überall in der westlichen Welt identisch:
               Die Arbeiterorganisationen stehen im Begriff, den Bogen zu überspannen.«4

            Doch war dieser Befund auch paradox, denn während man einerseits den Machtmissbrauch
               der Gewerkschaften anprangerte, sorgte man sich andererseits um ihren Autoritätsverlust.
               »Die Gewerkschaftsführungen scheinen«, nach dem Eindruck von Richard Armstrong in Fortune, nicht mehr in der Lage zu sein, eine »gierige und aufsässige« Basis5 zu kontrollieren, die immer offensichtlicher von einem »wachsenden Gefühl des Zorns
               und der Empörung gegen das Management, ihre eigenen Führer und in einem erheblichen
               Maße auch gegen die ganze Gesellschaft ergriffen ist«.6

            Da die Gewerkschaftsführungen immer weniger in der Lage seien, ihre Truppen im Zaum
               zu halten, scheinen sie auch nicht mehr geeignet, eine Rolle als Wahrer des sozialen
               Friedens zu spielen. »Sind die alternden Gewerkschaftsbosse aus der Übung gekommen?«7 Letztlich hätten auch sie mit einer Krise der Regierbarkeit zu kämpfen. Zurzeit,
               klagte ein Manager der Autoindustrie, ist unser Gesprächspartner nicht mehr der übliche
               Gewerkschaftsbürokrat, sondern »ein engstirniger Typ, der verantwortungslose Ortsleiter«.8 Diese Machtübernahme durch »gesichtslose Basisaktivisten« schien auf »ein neues Zeitalter
               in den Beziehungen zwischen den Tarifparteien« hinzudeuten, das möglicherweise durch
               Streiks unbekannten Ausmaßes gekennzeichnet sein würde.9

            In der Nachkriegszeit hätten sich die amerikanischen Gewerkschaften, laut der Analyse
               des Soziologen Michael Burawoy von 1979, in den »Binnenstaat« des Unternehmens integriert. Durch den Einbezug in ein geregeltes
               Verfahren tariflicher Verhandlungen unter weitgehendem Verzicht auf reale Auseinandersetzungen
               trugen sie mehr dazu bei, die herrschende Ordnung zu reproduzieren, als sie in Frage
               zu stellen.10 Indem sie sich an einer Art »Privatregierung in der Industrie«11 beteiligten, sicherten sie, zusammen mit der Aufrechterhaltung der Fabrikordnung,
               auch die Herstellung von Konsens, die Hegemonie des bestehenden Produktionssystems.
               Im gleichen Moment, als der marxistische Soziologe seine Thesen vortrug und schlüssig
               nachwies, wie festgefügt dieses Herrschaftssystem war, begann es in seinem Rücken
               bereits zu bröckeln.12

            Aus unternehmerischer Sicht war der Befund ein doppelter: die Gewerkschaften sind
               gleichzeitig zu stark und in gewissem Sinne zu schwach. Zu stark, insofern sie noch
               in der Lage sind, Lohnerhöhungen herauszuschlagen, aber nicht mehr stark genug, insofern
               die Gewerkschaftsbürokratien nicht mehr fähig sind, ihre Truppen zu disziplinieren.13 Wozu, fragte man sich schließlich, soll man den Gewerkschaftsführungen weiterhin
               Zugeständnisse machen, wenn es nicht dazu führt, sich damit den sozialen Frieden an
               der Basis zu erkaufen?
            

            Man bereitete eine Kraftprobe vor, allerdings nur auf einer Seite des Verhandlungstisches,
               denn die Gewerkschaftsführer hatten nichts kommen sehen.14 Als sie endlich verstanden, war es bereits reichlich spät und aus ihrer Reaktion
               sprach Verbitterung. 1978 schlug Douglas Fraser, eine der großen Persönlichkeiten der amerikanischen Gewerkschaftsbewegung,
               die Tür der »Labor Management Group« hinter sich zu und verfasste einen offenen Brief,
               der klang wie ein politisches Testament: »Die Vertreter der Unternehmerschaft haben
               sich heute, mit wenigen Ausnahmen, dafür entschieden, in diesem Land einen einseitigen
               Klassenkrieg zu führen – einen Krieg gegen die Arbeiter, die Arbeitslosen, die Armen,
               die Minderheiten […]. In den Vereinigten Staaten haben die führenden Vertreter der
               Industrie, der Geschäfts- und Finanzwelt den zerbrechlichen, ungeschriebenen Vertrag
               gebrochen und aufgekündigt, auf dem eine nunmehr beendete Ära des Wachstums und des
               Fortschritts beruhte.«15 Er registrierte das Ende einer fast dreißigjährigen Periode guten Einvernehmens,
               in deren Verlauf sich »viele Großunternehmen auf die Gewerkschaften als wesentlichen
               Stabilisierungsfaktor verlassen hatten«.16

            Auf theoretischem Gebiet war diese Trendwende durch eine geistige Strömung vorbereitet
               worden, deren einst minoritäre Thesen nunmehr als ideologische Unterfütterung für
               den Angriff auf eine grundsätzlich abgelehnte Gewerkschaftsbewegung dienten sollten.
               Die neoliberalen Ökonomen formulierten seit langem eine aggressive Kritik an den Gewerkschaften.
               Der Wirtschaftswissenschaftler Fritz Machlup charakterisierte schon 1947 ihr Vorgehen als Versuch »einer monopolistischen Lohnfestsetzung«.17 Im gleichen Zeitraum kritisierte Henry C. Simons, ein vehementer Gegner des New Deal und Mentor des jungen Milton Friedman, die »Anomalien der Kontrolle durch freiwilligen Zusammenschluss«: Angesichts
               der drohenden Entstehung einer Art Gewerkschaftsregierung sei es lebenswichtig, »die
               Konkurrenzdisziplin zu wahren«.18 In diesen strategischen Debatten, die die Mont Pèlerin Society, Wiege und Vorhut
               des Neoliberalismus, in dieser Frage spalteten, vertrat Machlup eine konfrontative Position: »Der industrielle Frieden ist etwas, das wir
               fürchten sollten, denn er kann nur um den Preis einer wachsenden Verzerrung der Lohnstruktur
               erkauft werden.«19

            Es war diese Position, die sich zu Beginn der 1970er Jahre bei den Wirtschaftseliten durchsetzte. Fortune geißelte 1971 »die monopolistische Macht der Arbeiterschaft«20: »Da man ihnen gestattet, sich wie Armeen zu organisieren, greifen die Gewerkschaften
               zu Zwang und Einschüchterung und schrecken nicht davor zurück, die ganze Wirtschaft
               zu destabilisieren, um ihre Ziele zu erreichen. […] Die Frage ist nicht mehr, ob man
               diese Macht in die Schranken weisen soll, sondern wie. Entscheidend ist zu verstehen,
               dass die Macht der Gewerkschaften nicht naturgegeben ist. Sie hängt nämlich von einer
               ganzen Reihe von Freiheiten und Privilegien ab, die die Regierung den Gewerkschaften
               einräumt, um ihnen ein Refugium zu schaffen, wie es in unserer Gesellschaft kein zweites
               gibt. Unsere Aufgabe ist, dieses Refugium zu zerstören.«21

            Das konnte die Form direkter politischer Attacken von oben annehmen, aber auch örtlich
               begrenzter Manöver. Ab Mitte der 1970er Jahre entstand das bald florierende Gewerbe einer neuen Art von Unternehmensberatern,
               der »Union buster«.22

            Sie sind leitender Angestellter in einem amerikanischen Großunternehmen und finden
               in Ihrem Briefkasten eine Broschüre mit dem Titel: »Gewerkschaften: wie vermeiden, wie besiegen, wie loswerden«. Beigefügt ist eine Einladung zu einem dreitägigen Seminar in einem großen Hotel.
               Bei der Ankunft am Vorabend treffen Sie auf die Organisatoren. Die Erscheinung des
               ersten, eines Arbeitspsychologen – Bart, offenes Hemd, hochgekrempelte Ärmel –, stimmt
               Sie zunächst skeptisch, bevor Sie verstehen, dass diese ungezwungene Art Teil eines
               Berufs ist, den er seit mehr als zwanzig Jahren bei amerikanischen Großunternehmen
               wie IBM, Shell, Dupont oder Texas Instruments ausübt. Der zweite ist ein New Yorker Anwalt
               und trägt die obligatorische Uniform: dunkler Anzug und maßgeschneidertes Hemd.
            

            Das Seminar gliedert sich in drei Teile: 1.) wie der Gewerkschaftsbildung vorbeugen?; 2.) wie eine gerade entstehende Gewerkschaftsorganisation bekämpfen?; 3.) wie einen Betrieb »gewerkschaftsfrei« bekommen?
            

            Der erste Tag ist dem »Industriepsychologen« vorbehalten, der Ihnen erklärt, »wie
               man Gewerkschaften überflüssig macht«: »Wenn eine Führungsriege sich in ihrem Unternehmen
               einer Gewerkschaft gegenübersieht, dann weil sie es so gewollt hat.« »Gegenüber Gewerkschaften
               gibt es nur zwei mögliche Haltungen: Entweder Sie machen den Kaktus oder die Pflaume.
               Die Pflaume ist ein leichtes Ziel […], der Kaktus hingegen ist zäh, wer ihn berührt,
               wird gestochen – Sie müssen ein dezidiert gewerkschaftsfeindliches Umfeld schaffen.«23

            Es beginnt mit dem Einstellungsgespräch. Sie müssen lernen, die Kandidaten auszuforschen.
               Da das Gesetz verbietet, allzu direkte Fragen nach ihren persönlichen Überzeugungen
               zu stellen, müssen Sie Umwege gehen: »Versuchen Sie herauszufinden, ob sie sich zugunsten
               progressiver Anliegen engagieren, ob sie einem Mieter- oder Verbraucherverein angehören
               oder anderen Aktivitäten nachgehen, die auf gewerkschaftliche Sympathien hindeuten
               könnten.«24

            Ist jemand erst einmal eingestellt worden, machen Sie der Person klar, »dass die Firma
               ohne Gewerkschaft auskommt, und das seit langem. […] Wir sagen nicht, dass Gewerkschaften
               gut, auch nicht, dass sie schlecht sind, sondern lediglich, dass wir kein Verlangen
               verspüren, eine bei uns zu haben; und wie es scheint, hat niemals jemand dieses Bedürfnis
               verspürt, denn bei uns gibt es keine Gewerkschaft.«25 Quod erat demonstrandum.
            

            Auch mit der Kunst des »störungsfreien Managements« müssen Sie sich vertraut machen.
               »Kommen Sie nicht am Steuer eines Luxuswagens zur Arbeit. Nennen Sie die Leute nicht
               Arbeiter, nicht einmal Angestellte und nennen Sie die Chefs nicht Chefs. Jeder sollte als Teil einer einzigen großen Firma betrachtet werden. […] Geben Sie
               den Leuten Bezeichnungen, vor denen sie Respekt haben, wie Techniker oder Ingenieur.«26

            Um Ihnen verständlicher zu machen, was Ihre Untergebenen bewegt, gibt Ihnen der Psychologe
               anschließend einen Einblick in die Grundprinzipien der Lernpsychologie. Wenn Sie im
               Auto durch den Yellowstone-Park fahren, dort einem Bären begegnen und ihm durch das
               Fenster ein Bonbon reichen, »ist es für ihn normal, ein zweites zu erwarten. […] Wenn
               Sie weitermachen, werden Ihnen am Ende die Bonbons ausgehen – und der Bär wird Ihnen
               nicht nur die leere Tüte entreißen, sondern einen Arm oder ein Bein zerfleischen.
               Man darf sich fragen, warum der Bär, der doch eigentlich ein reizendes Tier ist, sich
               plötzlich in eine wilde Bestie verwandelt hat. Die Antwort ist einfach: Der Bär ist
               für sein aggressives Verhalten belohnt und darin bestärkt worden, genau wie die Angehörigen
               mancher Organisationen in ihren kollektiven Kampfmaßnahmen.«27

            Nach der Mittagspause präsentiert Ihnen der Psychologe sein »Frühwarnsystem vor gewerkschaftlicher
               Organisierung« – einen Stapel Fragebögen. Die Beschäftigten sollen Persönlichkeitstests
               ausfüllen, offiziell zu dem Zweck, »Probleme des persönlichen Umgangs zu antizipieren
               und zu lösen«,28 die in Wahrheit aber dazu dienen, ein »psychologisches Profil der Arbeitskraft« zu
               erstellen, um die »Loyalität des Angestellten« zu beurteilen und anhand schwacher
               Signale jene Personen aufzuspüren, die am ehesten für einen Gewerkschaftsbeitritt
               empfänglich sind.29 »Fragen Sie sich, welche Beschäftigten am anfälligsten sind, wenn eine Gewerkschaft
               an Ihre Tür klopft. Sind diese Leute bei Ihnen wirklich gut aufgehoben? Wären sie
               nicht vielleicht woanders glücklicher. Schmeißen Sie sie raus. Entledigen Sie sich
               derer, die keinen Teamgeist haben.«30

            Und haben Sie kein schlechtes Gewissen, denn es ist Ihre Freiheit, die auf dem Spiel steht. Denn wenn es keine Gewerkschaft gibt, dann »stellen Sie
               ein, wen Sie wollen, zahlen ihm, was Sie können oder wollen, entlassen ihn, wann Sie
               wollen. Sie weisen ihm die Aufgabe zu, die Sie wollen. Doch von der Minute an, da
               Sie mit einer Gewerkschaft einen Vertrag unterzeichnet haben […], wird das alles anders.«31 »Wenn eine Gewerkschaft in Ihrer Firma Fuß fasst, wer, glauben Sie, hat dann den
               meisten Ärger? Nicht der Geschäftsführer oder die Vizepräsidenten des Unternehmens.
               Sondern Sie, meine Damen und Herren, die direkten Vorgesetzten. Sie werden Tag für
               Tag mit der Gewerkschaft zu tun haben. Sie werden sich mit dem Vertrauensmann herumschlagen
               müssen, den Reklamationen, Beschwerden, Verzögerungen, Schikanen […]. Sobald Sie eine
               Gewerkschaft in Ihrem Laden haben, betrifft das ganz unmittelbar Ihre Handlungsweise
               […], die Kontrolle, die Sie über Beförderungen, Postenvergabe, Aufgabenverteilung,
               Probezeiten, Disziplin, Urlaub, Verrentungen und Entlassungen haben.« Mit diesen schönen
               Worten beschließt der Psychologe den ersten Seminartag.
            

            Am nächsten Tag erläutert Ihnen der Jurist eine Reihe von Manövern, mit denen Sie
               die Bildung einer Gewerkschaftsgruppe behindern oder die Durchführung von Betriebsratswahlen
               verzögern können – Obstruktionstaktiken am Rande der Legalität. Des weiteren werden
               Ihnen Argumentationshilfen gegen Gewerkschaften, Musterbriefe und vorformulierte Textbausteine
               für Ansprachen an Ihre Untergebenen ausgehändigt.
            

            Am dritten Tag schließlich verrät Ihnen der Anwalt, unter dem Siegel strengster Verschwiegenheit,
               eine ganze Palette an Taktiken zur »Entsyndikalisierung«. Wenn Sie beispielsweise
               (was Ihnen empfohlen wird) Ihre Angestellten ausspionieren, sollten Sie Folgendes
               beherzigen: »Ich weiß, dass die Gewerkschaftsversammlungen im Holiday Inn stattfinden.
               Ich stelle mich mit meinem Wagen auf den Parkplatz und beobachte, wer reingeht. Das
               ist ein Akt der Überwachung, zu dem ich nicht berechtigt bin. Wenn ich mich hingegen
               aus irgendeinem Grund ins Holiday Inn begebe und bei dieser Gelegenheit zufällig einige
               Personen hereinkommen sehe, dann bin ich im Recht.« Wenn die Rädelsführer erkannt
               sind, muss man sie ordnungsgemäß entlassen können. Auch hier wiederum, nichts leichter
               als das, vorausgesetzt, man hat sich rechtzeitig darauf vorbereitet: »Wenn das Management
               sorgfältig Buch führt über Fehlzeiten und Verweise, kann es die Sache im Allgemeinen
               so einrichten, dass die Entlassung eines gewerkschaftsfreundlichen Arbeiters einen
               legalen Anstrich bekommt.«32

            Als Gedächtnisstütze können Sie dieses Seminar mit einem Widmungsexemplar des Buches
               verlassen, das der eine oder andere dieser Berater geschrieben hat. Ein Praxisleitfaden,
               in dem Sie bis ins kleinste Detail alle »notwendigen Taktiken und Strategien«33 erläutert finden, die Sie brauchen, um Ihre Antigewerkschaftsguerilla auf die Beine
               zu stellen.
            

            Wichtig sei, stets auf der Hut zu sein, beschwört Sie dieses kostbare Vademekum, die
               Zeichen zu erkennen, die auf eine bevorstehende Gewerkschaftstätigkeit hindeuten:
               wenn »angeregt diskutierende Gruppen plötzlich verstummen, wenn sich ein Vorgesetzter
               nähert«, wenn »unternehmensfeindliche Kritzeleien auf den Toilettenwänden auftauchen«
               und diese Toiletten »auf einmal viele Leute anziehen«, obwohl Ihres Wissens nach keine
               »Durchfallepidemie ausgebrochen ist, dann haben Sie Grund zu dem Verdacht, dass die
               Leute sich in den Toiletten versammeln, um etwas zu diskutieren«.34

            Wenn dieser Verdacht sich bestätigt, richten Sie einen »War Room« in der Chefetage
               ein, eine Kommandozentrale, die als »Aktionszentrum«35 fungiert. Hängen Sie ein großes Diagramm an die Wand, auf dem »abteilungsweise die
               Namen aller Angestellten aufgelistet sind, mit dem Vermerk ›Gewerkschaft‹, ›Firma‹
               oder ›?‹« – was Ihnen einen Überblick über die Loyalität Ihres Personals verschafft.
               Alle relevanten Informationen müssen täglich an den War Room weitergegeben werden.
               Derart in Echtzeit über die Entwicklung des Schlachtfelds auf dem Laufenden gehalten,
               kann das Management »die Strategie festlegen und wirksame Gegenangriffe starten«.36

            Es liegt an Ihnen, aktiv zu werden, Handzettel zu verteilen und Plakate anzubringen –
               das Handbuch enthält fertige Vorlagen, die Sie nur noch zum Kopieren schicken müssen.
               Beispiel für einen Plakattext: »Ja, Sie haben etwas zu verlieren, wenn Sie sich für
               eine Gewerkschaft entscheiden: die Freiheit, Ihre Probleme individuell und auf direktem
               Wege mit dem Management zu regeln.«37 Neben Handzetteln und Plakaten finden Sie in dem Handbuch auch die Anregung, antigewerkschaftliche
               »Glückskekse« herzustellen, die in der Kantine verteilt werden und entsprechende Botschaften
               enthalten. Der Angestellte zerbricht das Gebäck und liest: »Der Gewerkschaftsbeitrag
               kostet Sie Ihre Reisschüssel« bzw. »Tut mir leid, kein Glück mit der Gewerkschaft«
               oder »Achtung vor dem Drachen, der sich in der Wunderlampe des Gewerkschafters verbirgt«.38 Weitere Verfahren ähnlichen Charakters: kostenlose Cocktailpartys zu veranstalten
               oder gar »die Praxis einzuführen, Ihren Angestellten ein Truthahnessen zu Thanksgiving
               zu spendieren«, was ein »ökonomisch spürbarer Beweis für das Bemühen des Arbeitgebers
               um eine glückliche und zufriedene Belegschaft«39 wäre. Bei dieser Gelegenheit könnte das Unternehmen, zwischen zwei Trinksprüchen,
               »auf die Tatsache verweisen, dass die starken Loyalitätsgefühle der Angestellten ihm
               gegenüber durch die Anwesenheit einer Gewerkschaft gestört würden«.40

            Und wenn alle diese Bemühungen nichts fruchten, können Sie immer noch auf die Dienste
               dieser Antigewerkschaftsberater zurückgreifen, die Sie, in geheimer Kommandosache,
               tatkräftig dabei unterstützen, »die Arbeiter dort anzugreifen, wo sie am verwundbarsten
               sind, was durch eine vorbereitende psychologische Untersuchung eruiert wird«.41 Ein reuiger »Union buster« hat in seiner Autobiographie enthüllt, was diese »strategische
               Mischung aus Falschinformationen und persönlichen Angriffen« konkret beinhaltet: »Wenn
               diese Berater sich vornehmen, eine Gewerkschaft zu zerschlagen, dann dringen sie in
               das Privatleben der Leute ein, zerrütten ihre Freundschaften, brechen ihren Willen
               und zerstören ihre Familien.«42 »Ihre Waffen sind«, nach Aussage eines Gewerkschafters, »Einschüchterung und Rechtsbeugung.
               Sobald sich Arbeiter irgendwo zu organisieren versuchen, steht diese Nadelstreifenguerilla
               bereit, um sie zu bekämpfen.«43

            Als sich die Journalistin Beth Nissen 1978 inkognito bei Texas Instruments einstellen ließ, um eine Reportage über die Gewerkschaftsbewegung
               zu schreiben, spürte sie die Angst, die inzwischen unter den Beschäftigten herrschte.
               Als sie gegenüber einer Kollegin das Thema Gewerkschaft anschnitt, erhielt sie zur
               Antwort: »Bitte, sprich mich nie wieder in der Pause an. Wenn die Firma merkt, dass
               ich dir zuhöre, feuern sie mich.«44 Weil sie die bloße Möglichkeit eines Gewerkschaftsbeitritts erwogen hatte, wurde
               die Undercover-Reporterin kaum drei Wochen nach ihrer Einstellung unter einem banalen
               Vorwand wieder entlassen.
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               Kapitel 5: Eine theologische Krise
               

            

            
               »Indem der kapitalistische Prozeß ein bloßes Aktienpaket den Mauern und den Maschinen
                  einer Fabrik substituiert, entfernt er das Leben aus der Idee des Eigentums […]. Ein
                  Eigentum, das von Person und Materie gelöst und ohne Funktion ist, […] erzeugt keine
                  moralische Treuepflicht, wie es die lebenskräftige Form des Eigentums einst tat. Zuletzt
                  bleibt niemand mehr übrig, der sich wirklich dafür einsetzen will.«1

               Joseph Schumpeter

            

            »Man kann wohl ohne Übertreibung sagen, dass ein neues Unternehmensdenken, der Managerismus,
               im Begriff steht, eine große theologische Krise auszulösen, die in ihren Auswirkungen
               nur mit der Resonanz des Darwin’schen Werkes oder den politischen und sozialen Folgen
               der Reformation zu vergleichen ist. Denn was wir erleben, ist der Zusammenbruch der
               wirtschaftlichen und politischen Säulen der Ideologie, die das westliche Denken die
               letzten Jahrhunderte beherrschte.«2 Das in dieser Hinsicht herausragende geistige Ereignis war für den Autor, der diese
               Zeilen 1962 schrieb, das dreißig Jahre zuvor erschienene Buch The Modern Corporation and Private Property, eine Koproduktion des Juristen Adolf Berle und des Wirtschaftswissenschaftlers Gardiner Means.3 Dieses Werk, nach Ansicht von John Kenneth Galbraith »eines der beiden wichtigsten Bücher der 1930er Jahre, neben Keynes’ Allgemeiner Theorie«,4 hat in der Tat die Debatten im Bereich der Unternehmenstheorie fast ein halbes Jahrhundert
               lang polarisiert.
            

            Allerdings hatte seinerzeit der Verleger, ein auf Steuerfragen spezialisierter Kleinverlag,
               das Buch, in einem plötzlichen Gesinnungswandel, schon wenige Wochen nach Erscheinen
               wieder vom Markt genommen. Ein General-Motors-Manager hatte seine Missbilligung dessen,
               was er darin zu lesen bekam, den Verantwortlichen der Corporation Trust Company mitgeteilt,
               einem Unternehmensberater und Besitzer des Verlages. General Motors gehörte zu den
               Großkunden der Agentur, jene Art von Kunden, die man nicht gerne verliert. »Als die
               Firma erkannte, welche Schlange sie da an ihrem Busen genährt hatte, stoppte sie die
               Publikation […]. Bücher, die Machtsysteme in Frage stellen, werden«, wie Berle im Rückblick kommentierte, »von dem Machtsystem, dessen Rechtfertigungen und
               Grundlagen sie analysieren, eben höchst ungnädig aufgenommen.«5 Dieser Zensurversuch produzierte das Gegenteil des erhofften Effekts. Vom Verleger
               Macmillan übernommen, kam das Buch in den Genuss einer weit größeren Verbreitung.
               »Ironischerweise«, äußerte ein konservativer Intellektueller sein Bedauern, »trägt
               General Motors […] die Verantwortung für den Erfolg des Buches von Berle und Means.«6

            Was stand denn nun so Irritierendes auf diesen Seiten? Die Autoren machten auf einen
               unmerklichen Wandel in den Eigentumsbeziehungen aufmerksam, eine Revolution, die auf
               eine Unterminierung der Grundprinzipien der kapitalistischen Wirtschaft hinauslief,
               wie sie fast drei Jahrhunderte lang von ihren Apologeten gerechtfertigt worden war.
            

            Nehmen wir ein Pferd und seinen Herrn. »Der Eigentümer ist für sein Pferd verantwortlich.
               Wenn das Pferd lebt, muss er es ernähren. Wenn es stirbt, muss er es begraben.«7 Wie steht es nun um eine andere Beziehung, nämlich die eines Aktionärs zu der Firma,
               von der er Aktien besitzt? »Mit einer Börsenaktie ist keinerlei derartige Verantwortung
               verbunden.« Der Aktionär ist für das Unternehmen nicht verantwortlich. In den allermeisten
               Fällen hat er es noch nie betreten. Er ist zu dem geworden, was Thorstein Veblen als »abwesenden Eigentümer« (absentee owner)8 bezeichnete. Er ist nicht mehr im physischen Besitz eines Gutes, sondern lediglich
               eines »Titels« – eine entmaterialisierte, abstrakte, papierene Form von Eigentum.
            

            Das alte Besitzeigentum war etwas Festes. Es band den Eigentümer, der inmitten seiner
               Güter lebte. Der Aktionär hingegen ist ohne Bindungen. Wenn sein Eigentum ihm nicht
               mehr gefällt, liquidiert er es. Entmaterialisierung, Verflüssigung, aber auch Fraktionierung
               sind Eigenschaften des Aktionärseigentums, denn die Aktien eines Unternehmens sind
               auf tausende von Inhabern verteilt.
            

            Doch es geschieht noch etwas anderes: die »Auflösung des alten Eigentumsatoms in seine
               Bestandteile«.9 Die Funktionen, die das klassische Privateigentum in sich vereinte, spalten sich
               auf: »Macht, Verantwortung und Substanz, die in der Vergangenheit fester Bestandteil
               des Eigentums waren, werden auf eine gesonderte Gruppe übertragen, die fortan die
               Kontrolle in ihren Händen hält.«10 Da die Aktionäre nur noch über ein passives Eigentum verfügen, sind es bezahlte Manager,
               Nichteigentümer, denen die tatsächliche Aufsicht über das Unternehmen, seine konkrete
               Leitung zufällt. Man hat also auf der einen Seite »Eigentümer ohne wirkliche Kontrolle«,
               und auf der anderen Seite »Kontrolle ohne wirkliches Eigentum«.11 Das ist die zentrale These von Berle und Means, die Trennung von Eigentum und Kontrolle.
            

            Zugleich hat sich der Charakter des Unternehmens verändert. Die große Aktiengesellschaft
               hat nicht mehr viel mit dem Betrieb des Eigentümerchefs zu tun. Der Ausbruch aus den
               Grenzen des Individual- oder Familienbesitzes, die Konzentration und Vergesellschaftung
               des Kapitals einer großen »Anlegergemeinschaft«12 hat der Aktienform ermöglicht, riesige Unternehmen zu bilden, »quasiöffentliche«
               Institutionen, in denen tausende von Arbeitern unter der Aufsicht eines einheitlichen
               Managements stehen.
            

            Berle und Means schlossen sich diesbezüglich den Thesen des deutschen Industriellen und Politikers
               Walter Rathenau an: »[D]ie Entpersönlichung des Besitzes, die Objektivierung des Unternehmens,
               die Lösung des Eigentums führt einem Punkte entgegen, wo das Unternehmen sich in ein
               Gebilde nach Art […] eines Staatswesens verwandelt.«13 Losgelöst von jeder nennenswerten wirtschaftlichen Verankerung im Kapitaleigentum,
               erscheint die »Kontrolle durch das Management« als eine regierungsähnliche Macht.
               Daher, um sie zu beschreiben, der Rückgriff auf politische Metaphern: Die Manager
               sind die »neuen Fürsten« an der Spitze großer »Industrieimperien«.
            

            Die Interpretation dieses Phänomens war von vornherein sehr kontrovers. Während manche
               den Aufstieg einer uneigennützigen Führungsmacht begrüßten, fürchteten andere die
               Entstehung einer neuen Managerdespotie. In der pessimistischsten Vision, die James
               Burnham 1941 in seinem Buch Das Regime der Manager popularisierte,14 würden die Manager, wie Orwell seine Thesen zusammenfasste, »die alte Kapitalistenklasse beseitigen, die Arbeiterklasse
               niederwerfen und die Gesellschaft so organisieren, dass alle Macht und alle wirtschaftlichen
               Privilegien in ihren Händen blieben«.15

            Die Entdeckung von Berle und Means hatte zahlreiche Implikationen, eine davon erwies sich in theoretischer Hinsicht
               als besonders radikal: »Die Auflösung des Eigentumatoms«, behaupteten sie, »zerstört
               das eigentliche Fundament, auf dem die Wirtschaftsordnung der letzten dreihundert
               Jahre beruhte.«16

            Sie nahmen Adam Smith und seine berühmte unsichtbare Hand ins Visier. Nach den Ausführungen des Verfassers
               von Der Reichtum der Nationen würden die Reichen zwar nur ihren »eitlen und unersättlichen Begierden« folgen, aber
               durch ihre private Gier, paradoxerweise und ungewollt, das öffentliche Wohl befördern.
               Da es in ihrem egoistischen Interesse läge, den größtmöglichen Profit aus ihrem Eigentum
               zu ziehen, seien sie dazu angehalten, dieses in effizienter Weise zu bewirtschaften,
               was zum Anwachsen des allgemeinen Reichtums und, indirekt, dem eines jeden Einzelnen
               beitrüge.17 Allerdings, so bemerkten Berle und Means, dachte der Ökonom in einem Kontext, in dem »das System des freien Unternehmertums
               auf dem persönlichen Interesse des Eigentümers beruhte«.18 »Für Adam Smith und seine Nachfolger war Privateigentum ein Ganzes, das Besitz beinhaltete.
               Man setzte Eigentum und Kontrolle als Einheit voraus.«19

            Doch sei »heutzutage, im modernen Unternehmen, diese Einheit zerbrochen«.20 Die Aktionäre mögen noch so sehr von ihrem Gewinnstreben motiviert sein, das bedeute
               jedoch nicht mehr, dass sie im konkreten Fall »ihr Eigentum effizienter einsetzen,
               da sie diese Aufgabe gänzlich denen überlassen haben, die das Unternehmen kontrollieren«.21 Was die Manager betreffe, so sei schwer einzusehen, was sie, da sie keine Eigentümer
               seien, dazu veranlassen sollte, Blut und Wasser zu schwitzen, um die Profite anderer
               zu maximieren.
            

            Schon Smith habe bemerkt, dass die Verwalter von Aktiengesellschaften – eine im 18. Jahrhundert noch seltene Form – nicht den gleichen Eifer an den Tag legten, aus
               den ihnen anvertrauten Geschäften so viel Kapital zu schlagen wie ein Inhaber-Boss
               aus den seinen. Er »lehnte die Aktiengesellschaft als wirtschaftlichen Mechanismus
               kategorisch ab, weil er meinte, dass die Streuung des Eigentums eine effiziente Betriebsführung
               unmöglich mache«.22 Die klassische Lehre sah also selbst ihr eigene Unzuständigkeit für den Sonderfall einer Form voraus, die seither zur
               dominierenden geworden ist. Da man sich darüber nicht im Klaren sei, rechtfertige
               man sie weiterhin mit einer Theorie, die sie für ungeeignet erklärt habe.
            

            Die geringere Motivation der Verwalter sei das eine, doch gebe es darüber hinaus nicht
               einmal eine Garantie, dass sich ihr Interesse mit dem der Aktionäre decke. Im Gegenteil,
               alles deutet auf einen fatalen Gegensatz hin, vor allem, wenn Erstere auf die Idee
               kommen, dass ihrem Eigennutz letztlich am besten gedient sei, wenn sie in die Kasse
               greifen – zumal, wie Schumpeter schreibt, »in einer Gesellschaftsunternehmung von den Exekutivorganen kein
               persönlicher Gewinn über Gehalt und Gratifikation hinaus eingestrichen werden kann,
               außer durch illegale oder halblegale Praktiken«.23 Ironie von der Geschichte: Gerade wenn sich die Manager als rationale Wirtschaftsteilnehmer
               verhalten, beginnt das System, aus dem Ruder zu laufen, da »die Interessen von Eigentum
               und Kontrolle weit auseinanderklaffen, wenn sich die Interessen der Letzteren vorrangig aus dem Wunsch nach finanziellem Gewinn
               ableiten«.24

            Berle und Means erhoben keinerlei Einwand gegen die klassische Theorie. Sie behaupteten nicht,
               Smith habe Unrecht gehabt, sie gaben ihm vielmehr Recht, und Recht gerade darin, die
               mögliche Hinfälligkeit seines eigenen Theorems vorhergesehen zu haben. Die Prägnanz
               ihrer Kritik, der Grund, weswegen sie so viele Kommentare hervorrief, rührte daher,
               dass sie »den ersten umfassenden Versuch darstellte, die rechtliche Struktur des modernen
               Unternehmens mit Hilfe derselben traditionellen wirtschaftlichen Konzepte zu kritisieren,
               die seine Voraussetzungen bildeten«.25

            Wenn die Begründungen der klassischen Theorie untauglich geworden waren, dann nicht,
               weil sie geistig widerlegt worden wären, sondern weil eine reale Veränderung sie außer
               Kraft gesetzt hatte. Daher die These von der »Unangemessenheit der traditionellen
               Theorie«.26 Der Aktionärskapitalismus habe durch die Revolutionierung der Eigentumsformen obendrein
               das Kunststück vollbracht, die Grundlagen seines eigenen Legitimationsdiskurses zu
               unterminieren.
            

            Berle und Means ging es im Gegensatz zu den reduktionistischen Neuinterpretationen ihrer Thesen,
               die in der Folgezeit vorgenommen wurden, nicht darum, wie man Managerverhalten und
               Aktionärsinteresse wieder in Einklang bringt, sondern sie wollten neuerlich die Frage
               nach den Motiven und Zielen wirtschaftlichen Handelns aufwerfen.27 Dabei stellte sich zunächst eine Legitimitätsfrage: Wenn das moderne Unternehmen
               nicht mehr als »erweiterte Form des klassischen Eigentümerunternehmens« gedacht werden
               kann, worin besteht dann die Berechtigung der Managermacht?28

            Berle und Means hatten eine riesige Lücke in der herrschenden Wirtschaftsideologie entdeckt.
               Blieb zu klären, wie diese zu schließen war. Manchen fiel nichts Besseres ein, als
               die Moral, als Retterin in der Not, zu beschwören – mehr noch, eine aus den Burggräben
               einer mittelalterlichen Vorstellungswelt gefischte Version von Moral.
            

         

      

   

      
   







OEBPS/9783518763087.jpg
~ Chamayou
- LI} ” A i » ..-ej' e

Eine Genealogie des
autoritaren Liberalismus

Gesellschaft








